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VERBANDS-
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des Landkreises
Südliche Weinstraße
Nr. 30 vom 24.06.2020
I N H A L T
Öffentliche Bekanntmachung der
Hauptsatzung des Land-
kreises Südliche Weinstraße vom
24.06.2019
(Fassung vom 24.06.2020)

Öffentliche
Bekanntmachung
der Hauptsatzung des Land-
kreises Südliche Weinstraße
vom 24.06.2019 (Fassung vom
24.06.2020)
- Bekanntmachung vom
24.06.2020 –
Der Kreistag hat aufgrund
der §§ 11 b, 12, 17, 18, 20, 25,
27, 27 a, 37, 38, 41 und 44 der
Landkreisordnung (LKO) in der Fas-
sung vom 31. Januar 1994 (GVBl.
S. 188), zuletzt geändert durch
Art. 38 des Landesgesetzes vom
14. Dezember 2018 (GVBl. S. 448),
BS 2020-2,
der §§ 2 und 3 der Landesver-
ordnung zur Durchführung der
Landkreisordnung (LKO DVO) vom
21. Februar 1974 (GVBl. S. 102),
zuletzt geändert durch Art. 2 der
LVO vom 06. November 2009
(GVBl. S. 379), BS 2020-2-1, und
der §§ 2, 3, 4, 5, 7 und 15 der
Landesverordnung über die Auf-
wandsentschädigung für kom-
munale Ehrenämter (KOMAEVO)
vom 27. November 1997 (GVBl. S.
435), zuletzt geändert durch LVO
vom 17. November 2015 (GVBl. S.
431), BS 2020-4, (aktuell aber im
Änderungsverfahren)
des § 2 der Feuerwehr-Entschädi-
gungsverordnung vom 12. März
1991 (GVBl. S. 85), zuletzt geän-
dert durch LVO vom 16. Mai 2012
(GVBl. S. 192), BS 213-50-3,
des § 25 des Landeskrankenhaus-
gesetzes (LKG) vom 28. November
1986 (GVBl. S. 342), zuletzt geän-
dert durch Art. 11 des Landesge-
setzes vom 19. Dezember 2018
(GVBl. S. 448), BS 2126-3,
folgende Hauptsatzung beschlos-
sen, die hiermit bekannt gemacht
wird:
Die weibliche sowie diverse Form
ist der männlichen Form in diesem
Dokument gleichgestellt. Ledig-
lich aus Gründen der leichteren
Lesbarkeit ist die männliche Form
gewählt.

§ 1
Öffentliche Bekanntmachung
(1) Öffentliche Bekanntmachun-

gen des Landkreises erfolgen,
soweit durch eine Rechtsvor-
schrift nichts anderes bestimmt
ist, im Amtsblatt des Landkrei-
ses Südliche Weinstraße.

(2) Karten, Pläne oder Zeichnun-
gen und damit verbundene Tex-
te oder Erläuterungen können
abweichend von Abs. 1 durch
Auslegung in einem Dienstge-
bäude der Kreisverwaltung zu
jedermanns Einsicht während
der Dienstzeit bekannt ge-
macht werden. In diesem Fall
ist auf Gegenstand, Ort (Gebäu-
de und Raum), Frist und Zeit der
Auslegung spätestens am Tage
vor Beginn der Auslegung durch
öffentliche Bekanntmachung in
der Form des Abs. 1 hinzuwei-
sen.DieAuslegungsfristbeträgt
mindestens sieben volle Werk-
tage. Besteht an dienstfreien
Werktagen keine Möglichkeit
der Einsichtnahme, so ist die
Auslegungsfrist so festzuset-
zen, dass an mindestens sie-
ben Tagen Einsicht genommen
werden kann.

(3) Soweit durch Rechtsvorschrift
eine öffentliche Auslegung
vorgeschrieben ist, und diese

Rechtsvorschrift hierfür keine
besonderen Bestimmungen
enthält, gilt Abs. 2 entspre-
chend.

(4) Kann wegen eines Naturereig-
nisses oder wegen anderer be-
sonderer Umstände die in der
Hauptsatzung vorgeschriebene
Bekanntmachungsform nicht
angewandt werden, so kann in
unaufschiebbaren Fällen die
öffentliche Bekanntmachung
durch öffentlichen Ausruf,
durch Aushang (Anschlag) oder
in anderer, eine ausreichende
Unterrichtung der Einwohner
gewährleistenden Form erfol-
gen. Die Bekanntmachung ist
unverzüglich nach Beseitigung
des Hindernisses in der vorge-
schriebenen Form nachzuho-
len, wenn nicht der Inhalt der
Bekanntmachung durch Zeitab-
lauf gegenstandslos geworden
ist.

§ 2
Ausschüsse des Kreistags
(1) Der Kreisausschuss hat 12 Mit-

glieder und für jedes Mitglied
einen Stellvertreter.

(2) Der Kreistag bildet neben
dem Kreisausschuss folgende
Ausschüsse:

1. den Rechnungsprüfungsaus-
schuss

2. den Ausschuss für Umwelt,
Klimaschutz, Weinbau und
Landwirtschaft

3. den Werksausschuss für den
Eigenbetrieb WertstoffWirt-
schaft

4. den Ausschuss für den Öffent-
lichen Personennahverkehr

5. den Ausschuss für die Kreis-
musikschule

(3) Die Ausschüsse gemäß Absatz
2 Nrn. 1, 4 und 5 haben 9 Mit-
glieder und für jedes Mitglied
einen Stellvertreter. Der Werk-
ausschuss für den Eigenbetrieb
WertstoffWirtschaft hat 12 und
der Ausschuss für Umwelt, Kli-
maschutz, Weinbau und Land-
wirtschaft hat 14 Mitglieder
und für jedes Mitglied jeweils
einen Stellvertreter.

(4) Die Bildung weiterer Ausschüs-
se bleibt dem Kreistag vorbe-
halten. Die Zahl der Mitglieder
dieser weiteren Ausschüsse
wird vom Kreistag festgesetzt.

(5) Die Mitglieder des Kreisaus-
schusses und des Rechnungs-
prüfungsausschusses werden
aus der Mitte des Kreistags ge-
wählt. Die Ausschüsse gemäß
Abs. 2 Nrn. 2-5 werden aus
Mitgliedern des Kreistags und
sonstigen wählbaren Kreisbür-
gern gebildet. Mindestens die
Hälfte der Ausschussmitglieder
soll Mitglied des Kreistags sein;
Entsprechendes gilt für die
Stellvertreter der Ausschuss-
mitglieder.

(6) Der Kreistag bestimmt das Nä-
here über die Aufgaben der ein-
zelnen Ausschüsse.

§ 3
Übertragung von Aufgaben des
Kreistags auf Ausschüsse
(1) Folgende Aufgaben des Kreis-

tags werden zur Beschluss-
fassung dem Kreisausschuss
übertragen:

1. die Ermächtigung der Verwal-
tung zur Durchführung von
Vergabeverfahren und zur Zu-
schlagserteilung an den wirt-
schaftlichsten Bieter bei ei-
nem geschätzten Auftragswert
über 50.000 € (brutto), die Ge-
währung von Zuschüssen und
sonstige Entscheidungen im
Zusammenhang mit der Aus-
führung des Haushaltsplanes,
soweit nicht ein sonstiger Aus-
schuss vom Kreistag damit be-
auftragt ist oder soweit nicht
der Landrat kraft Gesetzes zu-
ständig ist;

1a. die Entscheidung über die
Annahme oder Vermittlung
von Sponsoringleistungen,
Spenden, Schenkungen und
ähnlichen Zuwendungen im

Sinne des § 58 Abs. 3 LKO;
2. die Zustimmung zur Ernen-
nung der Kreisbeamten des
dritten Einstiegsamts sowie
zur Entlassung der Beamten
auf Probe dieser Laufbahn-
gruppe gegen deren Willen;

3. die Zustimmung zur Einstel-
lung und Eingruppierung der
dem dritten Einstiegsamt ver-
gleichbaren Beschäftigten
sowie zur Kündigung gegen
deren Willen;

4. die Zustimmung zur Heraus-
schiebung des Ruhestandsbe-
ginns;

5. die Zustimmung zur Leistung
überplanmäßiger und außer-
planmäßiger Aufwendungen
und Auszahlungen bis zu
100.000 €;

6. die Genehmigung von Verträ-
gen des Landkreises mit dem
Landrat, den Kreisbeigeordne-
ten und dem leitenden staat-
lichen Beamten bis zu einer
Wertgrenze von 25.000 €;

7. die Verfügung über Kreisver-
mögen sowie die Hingabe von
Darlehen des Landkreises, die
Veräußerung und die Verpach-
tung von Eigenbetrieben oder
Teilen von Eigenbetrieben ab
einer Wertgrenze von 50.000 €
bis zu einer Wertgrenze von
200.000 €

8. die Festlegung von Richtlinien
über die Art und Form der Zu-
schussgewährung im Rahmen
der verfügbaren Haushalts-
mittel

9. Die Aufgaben als oberste
Dienstbehörde gemäß § 89
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Landes-
personalvertretungsgesetz
(LPersVG)

(2) Dem Kreisausschuss obliegt
die Vorberatung der Beschlüs-
se des Kreistags, soweit die
Angelegenheit nicht in den
Aufgabenbereich des Werkaus-
schusses für den Eigenbetrieb
WertstoffWirtschaft fällt.

(3) Dem Rechnungsprüfungsaus-
schuss wird die Beschlussfas-
sung über unbefristete Nieder-
schlagungen und Erlässe von
Forderungen im Einzelfall über
der Erheblichkeitsgrenze in
Höhe von 1.000 € übertragen.
Abweichend von Satz 1 wird
dem Rechnungsprüfungsaus-
schuss die Beschlussfassung
über unbefristete Niederschla-
gungen von Forderungen des
Jobcenters über der Erheb-
lichkeitsgrenze in Höhe von
50.000 Euro im Einzelfall sowie
Erlässe von Forderungen des
Jobcenters über der Erheb-
lichkeitsgrenze in Höhe von
15.000 Euro im Einzelfall über-
tragen.

(4) Der Kreistag kann unter Beach-
tung des § 25 Abs. 2 der Land-
kreisordnung die Beschluss-
fassung auch über sonstige
Aufgaben Ausschüssen über-
tragen; seine Rechte nach § 37
Abs. 3 der Landkreisordnung
bleiben unberührt.

§ 4
Übertragung von Aufgaben des
Kreistags auf den Landrat
Auf den Landrat wird die Entschei-
dung in folgenden Angelegenhei-
ten übertragen:
1. die Verfügung über Kreisver-
mögen sowie Hingabe von
Darlehen des Landkreises, die
Veräußerung und die Verpach-
tung von Eigenbetrieben oder
Teilen von Eigenbetrieben
bis zu einer Wertgrenze von
50.000 €

2. die Ermächtigung der Ver-
waltung zur Durchführung
von Vergabeverfahren und
zur Zuschlagserteilung an
den wirtschaftlichsten Bieter
im Rahmen der verfügbaren
Haushaltsmittel bis zu einem
geschätzten Auftragswert von
50.000 € (brutto).

§ 5
Kreisbeigeordnete

(1) Der Landkreis hat drei Kreisbei-
geordnete. Sie sind ehrenamt-
lich tätig.

(2) Für die Verwaltung des Kreises
werden vier Geschäftsbereiche
gebildet.

§ 6
Aufwandsentschädigung für
Mitglieder des Kreistags
(1) Zur Abgeltung der notwendigen

baren Auslagen und der sonsti-
gen persönlichen Aufwendun-
gen erhalten die Kreistagsmit-
glieder für die Teilnahme an
Sitzungen des Kreistags eine
Entschädigung nach Maßgabe
der Abs. 2 bis 7. Für die Teil-
nahme an Sitzungen der Frakti-
onen, die der Vorbereitung von
Kreistagssitzungen dienen, er-
halten die Kreistagsmitglieder
ein Sitzungsgeld in Höhe von
30 € für maximal 10 Sitzungen
pro Jahr sowie eine Entschädi-
gung nachMaßgabe der Abs. 2,
3, 6 und 7.

(2) Die Entschädigung wird ge-
währt in Form eines monatli-
chen Durchschnittssatzes in
Höhe von 100 €. Der Jahresbe-
trag des monatlichen Grundbe-
trages wird um 50% gekürzt,
wenn das Kreistagsmitglied an
mindestens der Hälfte der in
diesem Jahr stattgefundenen
Kreistagssitzungen ohne trifti-
gen Grund nicht teilgenommen
hat oder von der Teilnahme
ausgeschlossen war.

(3) Neben der Aufwandsentschädi-
gung nach Absatz 1 Satz 2 und
Absatz 2 werden Fahrkosten für
Fahrten zwischen Wohnort und
Sitzungsort nicht erstattet.

(4) Neben einer Entschädigung
nach Abs. 2 wird nachgewiese-
ner Lohnausfall in voller Höhe
ersetzt; er umfasst auch die
entgangenen tarifvertraglichen
und freiwilligen Arbeitgeber-
leistungen sowie den Arbeitge-
beranteil zu den gesetzlichen
Sozialversicherungsbeiträgen.
Auf Antrag wird der glaubhaft
versicherte Verdienstausfall
ersetzt, höchstens jedoch 55 €
je Sitzung. Personen, die über
ein Erwerbseinkommen nicht
verfügen, denen aber im häus-
lichen Bereich ein Nachteil
entsteht, der in der Regel nur
durch das Nachholen versäum-
ter Arbeit oder die Inanspruch-
nahme einer Hilfskraft ausge-
glichen werden kann, erhalten
einen Ausgleich entsprechend
dem Höchstsatz nach Satz 1.

(5) Neben der Aufwandsentschä-
digung erhalten die Kreistags-
mitglieder für Dienstreisen Rei-
sekostenvergütung nach den
Regelungen des Landesreise-
kostengesetzes.

(6) Bei Teilnahme an mehreren Sit-
zungen am gleichen Tage wird
nur ein Sitzungsgeld gewährt.

(7) Die Vorsitzenden der im Kreis-
tag gebildeten Fraktionen er-
halten zusätzlich eine beson-
dere Entschädigung in Höhe
der nach Abs. 2 festgesetzten
Entschädigung.

(8) Die Kreistagsfraktionen erhal-
ten zur Deckung ihrer allgemei-
nen Kosten einen monatlichen
Grundbetrag von 55 € sowie für
jedes Mitglied eine monatliche
Entschädigung von 15 €.

§ 7
Aufwandsentschädigung für
Mitglieder von Ausschüssen
(1) Die Mitglieder der Ausschüsse

des Kreistags erhalten eine Ent-
schädigung in Form eines Sit-
zungsgeldes in Höhe von 30 €,
dieses erhöht sich für den Vor-
sitzenden des Rechnungsprü-
fungsausschusses um 50%.

(2) Die Mitglieder sonstiger Aus-
schüsse und Beiräte, zu deren
Kostentragung der Landkreis
verpflichtet ist, erhalten eine
Entschädigung nach Abs. 1,
soweit durch Rechtsvorschrift
nichts anderes bestimmt ist.

(3) Neben dem Sitzungsgeld wer-
den die notwendigen Fahrt-

kosten für Fahrten zwischen
Wohnort und Sitzungsort für
öffentliche Verkehrsmittel er-
stattet, soweit eigene Fahr-
zeuge benutzt werden, erfolgt
Fahrgeldvergütung nach den
Sätzen für anerkannt privatei-
gene Kraftfahrzeuge.

(4) Im Übrigen gelten die Bestim-
mungen des § 6 Abs. 4 bis
6 entsprechend.

§ 8
Aufwandsentschädigungen der
Kreisbeigeordneten
(1) Der ehrenamtliche Kreisbeige-

ordnete erhält für den Fall der
Vertretung des Landrats eine
Aufwandsentschädigung in
Höhe der Aufwandsentschä-
digung nach § 15 Abs. 2 Satz
1 KomAEVO zuzüglich 10%
entsprechend § 15 Abs. 2
Satz 2 KomAEVO. Eine nach
Abs. 2 gewährte Aufwandsent-
schädigung ist anzurechnen.

(2) Der ehrenamtliche Kreisbeige-
ordnete, dem ein bestimmter
Geschäftsbereich übertragen
ist, erhält eine monatliche Auf-
wandsentschädigung in Höhe
des monatlichen Höchstsatzes
gem. § 15 Abs. 3 KomAEVO.

(3) Der Durchschnittssatz für den
Ersatz von Verdienstausfall
bzw. Nachteilsausgleich nach
Maßgabe des §§ 4 Abs. 3 und
8 Abs. 3 der Landesverordnung
für die Aufwandsentschädi-
gung für kommunale Ehrenäm-
ter beträgt bis zu 30 Euro pro
angefangene Stunde. Im Hin-
blick auf die ehrenamtliche Ei-
genschaft der Kreisbeigeordne-
tenstellen wird die Anwendung
des Durchschnittssatzes auf
10 Stunden pro Woche (Durch-
schnitt Kalenderjahr) begrenzt.

§ 9
Dienstaufwandsentschädigung
des Landrats
Der Landrat erhält eine Dienstauf-
wandsentschädigung in Höhe des
Höchstbetrages.
§ 10
Aufwandsentschädigung für
Funktionsträger der Feuerwehr
und des Katastrophenschutzes
(1) Die Entschädigung des Kreis-

feuerwehrinspekteurs, seiner
ehrenamtlichen Stellvertreter,
des ehrenamtlichen Leiters
der Kreisausbildung, der eh-
renamtlichen Kreisausbilder,
des ehrenamtlichen Kreisju-
gendfeuerwehrwartes, der
ehrenamtlichen Alarm- und
Einsatzplaner, der ehrenamtli-
chen Führer von Katastrophen-
schutzeinheiten, den ehren-
amtlichen Projektleitern des
Ersthelfersystems Mobile Ret-
ter sowie den ehrenamtlichen
Leitenden Notärzten und Or-
ganisatorischen Leitern erfolgt
nach den Bestimmungen der
Feuerwehr-Entschädigungsver-
ordnung (FwEVO) in der jeweils
geltenden Fassung.

(2) Der Landkreis Südliche Wein-
straße hat zum 01.10.2017 ei-
nen hauptamtlichen Kreisfeuer-
wehrinspekteur eingestellt. Er
hat einen oder mehrere ehren-
amtliche Stellvertreter, die je-
weils permanent einen Teil der
Aufgaben des Kreisfeuerwehr-
inspekteurs wahrnehmen. Die
Vergütung des hauptamtlichen
Kreisfeuerwehrinspekteurs er-
folgt gemäß dem Landesbesol-
dungsgesetz Rheinland-Pfalz.

(3) Die ehrenamtlichen Stellvertre-
ter des Kreisfeuerwehrinspek-
teurs erhalten eine monatliche
Aufwandsentschädigung, die
sich wie folgt bemisst: 50 v.
H. der Pauschale eines ehren-
amtlichen Kreisfeuerwehrins-
pekteurs, berechnet mit dem
Höchstsatz des Grundbetrags
nach § 8 Abs. 1 Feuerwehr-
Entschädigungsverordnung.
Bei Abwesenheits- oder Krank-
heitsvertretung erhöht sich die
Aufwandsentschädigung für
den Vertretungszeitraum auf
100 v. H. der Pauschale eines
ehrenamtlichen Kreisfeuer-

wehrinspekteurs, berechnet
mit dem Höchstsatz des Grund-
betrags nach § 8 Abs. 1 Feuer-
wehr-Entschädigungsverord-
nung.

(4) Der ehrenamtliche Kreisju-
gendfeuerwehrwart erhält
eine monatliche Aufwands-
entschädigung in Form eines
Grundbetrages in Höhe des
in § 11 Abs. 2 der Feuerwehr-
Entschädigungsverordnung
ausgewiesenen Mindestbe-
trages und einen Zuschlag für
jede im Kreisgebiet aufgestellte
Jugendfeuerwehr in Höhe des
in § 11 Abs. 2 der Feuerwehr-
Entschädigungsverordnung
ausgewiesenen Satzes.

(5) Die ehrenamtlichen Kreisaus-
bilder erhalten eine Aufwands-
entschädigung als Stunden-
vergütung in Höhe des in § 11
Abs. 1 der Feuerwehr-Entschä-
digungsverordnung ausgewie-
senen Satzes.

(6) Die ehrenamtlichen Alarm- und
Einsatzplaner sowie die ehren-
amtlichen Feuerwehrangehö-
rigen für den Betrieb und die
Pflege der Funk- und Kommu-
nikationstechnik erhalten eine
Aufwandsentschädigung als
Stundenvergütung in Höhe des
in § 11 Abs. 1 der Feuerwehr-
Entschädigungsverordnung
ausgewiesenen Satzes.

(7) Die ehrenamtlichen Zugführer
des Gefahrstoffzuges erhalten
eine monatliche Aufwands-
entschädigung in Höhe des
jeweiligen Mindest-Grundbe-
trags des Wehrleiters einer
Verbandsgemeinde nach § 10
Abs. 1 Feuerwehr-Entschädi-
gungsverordnung.

(8) Die ehrenamtlichen Führer der
Katastrophenschutzeinheiten
Information und Kommunikati-
on, Technische Einsatzleitung
sowie Löschzug Wasser erhal-
ten eine monatliche Aufwands-
entschädigung in Höhe des
jeweiligen Höchstbetrags des
Wehrführers einer Verbandsge-
meinde nach § 10 Abs. 2 Feu-
erwehr-Entschädigungsverord-
nung.

(9) Die ehrenamtlichen Projektlei-
ter des ErsthelfersystemsMobi-
le Retter erhalten eine monatli-
che Aufwandsentschädigung in
Höhe des Mittelbetrags eines
ehrenamtlichen Gerätewarts
nach § 11 Abs. 4 Feuerwehr-
Entschädigungsverordnung.

(10) Die ehrenamtlichen Leitenden
Notärzte und Organisatori-
schen Leiter erhalten einemo-
natliche Aufwandsentschädi-
gung in Höhe von 75 v. H. des
Höchstbetrags einesWehrfüh-
rers sowie eine Stundenver-
gütung für jede angefangene
Einsatzstunde in Höhe des in
§ 11 Abs. 1 Feuerwehr-Ent-
schädigungsverordnung aus-
gewiesenen Satzes.

(11) Ehrenamtliche Helferinnen
und Helfer der Feuerwehren,
der Hilfsorganisationen sowie
der kreiseigenen und gemein-
samen Katastrophenschutz-
einheiten, die für Einsätze im
Rahmen des Katastrophen-
schutzes (Alarmstufen 4 und
5 sowie Unterstützung/Amts-
hilfe für die Verbandsgemein-
den in den Alarmstufen 2 und
3 nach Feuerwehrverordnung
und Führungsdienstrichtlinie
RLP) herangezogen werden,
erhalten eine Aufwands-
entschädigung in Höhe von
3,25 € je angefangene hal-
be Stunde. Dies gilt auch für
ehrenamtliche Tätigkeit im
Aufgabenbereich Infektions-
schutz der Kreisverwaltung.

§ 11
Aufwandsentschädigung der
Patientenfürsprecher
Die Patientenfürsprecher erhalten
als Ersatz für bare Auslagen und
für Zeitversäumnis eine Entschädi-
gung in Höhe von monatlich 77 €
je angefangenen 200 Betten des
jeweiligen Krankenhauses.

§ 12
Inkrafttreten
(1) Diese Satzung tritt hin-
sichtlich der Ergänzung des
§ 10 Abs. 11 rückwirkend zum
01.03.2020, hinsichtlich der wei-
teren Änderungen am Tag nach
ihrer öffentlichen Bekanntma-
chung in Kraft; gleichzeitig treten
die Hauptsatzung des Landkrei-
ses Südliche Weinstraße vom
24.06.2019 sowie alle Satzungen
und sonstigen Beschlüsse, die
gleiche oder entgegenstehende
Regelungen enthalten, außer Kraft.
Landau i. d. Pf.,
den 24.06.2020
KREISVERWALTUNG
SÜDLICHE WEINSTRASSE
gez. Dietmar Seefeldt
Landrat

Bekanntmachung
Nr. 34/2020
der Verbandsgemeinde
Annweiler am Trifels
4. Sitzung des Haupt- und
Finanzausschusses der Verbands-
gemeinde Annweiler am Trifels
(Wahlperiode 2019/2024)
Am Donnerstag, 09.07.2020, um
18:00 Uhr, findet in der Turnhalle
der Grundschule Annweiler, Schul-
straße 9, 76855 Annweiler am Tri-
fels, die 4. Sitzung des Haupt- und
Finanzausschusses mit folgender
Tagesordnung statt:
Tagesordnung:
Öffentlich:
1 Information über die Auftrags-
vergaben - Nachträge - im Rah-
men des Eilentscheidungsrechts
des Bürgermeisters an die Fa.
elunet GmbH; hier Netzwerker-
weiterung des Verwaltungsge-
bäudes

2 Auftragsvergaben
2.1 Beratung und Beschlussfas-

sung über die Beauftragung
einer Firma für die Entwicklung
digitaler Elemente für das
Projekt „Tourismus mit Profil“

2.2 Weitere Auftragsvergaben
3Entscheidung über die
Annahme von Spenden
gem. § 94 Abs. 3 GemO
4 Anfragen
5 Informationen
Nicht öffentlich:
6 Entscheidung über die
Annahme von Spenden
gem. § 94 Abs. 3 GemO

7 Auftragsvergaben
8 Anfragen
9 Informationen
76855 Annweiler am Trifels,
26. Juni 2020
Christian Burkhart
Bürgermeister

Öffentliche
Bekanntmachung
zur Abfallentsorgung im
Landkreis Südliche Weinstraße

Problemabfall-
sammlung 2020
Sehr geehrte Damen und Herren,
„Vom 06. bis zum 10.07.2020 und
zusätzlich am 11.07.2020 sowie
am 01.08.2020 werden im Land-
kreis Südliche Weinstraße - wie
bereits angekündigt - wieder Pro-
blemabfälle einge sammelt. Den
Bürgern im Landkreis wird dabei
wieder Gelegenheit gegeben, ihr
Umweltbe wusstsein unter Beweis
zu stellen und Problemabfälle um-
weltgerecht zu entsorgen. Die be
auftragte Entsorgungsfirma wird
zu folgenden Terminen Fahrzeuge
und Personal
bereithalten:
Altdorf,
Parkplatz gegenüber Gäuhalle
Dienstag, 07.07.2020,

AMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN
der Verbandsgemeinde Annweiler am Trifels und der Ortsgemeinden Albersweiler, Annweiler am Trifels, Dernbach, Eußerthal,

Gossersweiler-Stein, Münchweiler am Klingbach, Ramberg, Rinnthal, Silz, Völkersweiler, Waldhambach, Waldrohrbach, Wernersberg

Verantwortlich für den Text: Verbandsgemeindeverwaltung Annweiler am Trifels, Telefon 06346-3010

Rufbereitschaft der Stadt- und Verbandsgemeindewerke Annweiler am Trifels
Meldungen an die nachstehenden Rufnummern bzw. in dringenden Fällen über den Polizeinotruf 110

Elektrizitätsversorgung 06346/3009-16
Stadt Annweiler mit Stadtteilen und
Ortsgemeinde Wernersberg

Wasserversorgung 06346/3009-17
Stadt- und Verbandsgemeinde Annweiler

Gasversorgung 06341/289-192
Stadt Annweiler und Stadtteil Queichhambach

Kläranlagen der Verbandsgemeindewerke 06346/3009-18
Die Stadt- und Verbandsgemeindewerke sind während
der allgemeinen Öffnungszeiten erreichbar unter: 06346/3009-0

Diese Zusammenstellung wurde von NoLogin am 03.07.2020 um 09:11 erzeugt
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11.15 Uhr bis 12.00 Uhr
Annweiler,
Parkplatz Stadion
Donnerstag, 09.07.2020,
15.00 Uhr bis 17.00 Uhr
Barbelroth,
Dorfgemeinschaftshaus
Freitag, 10.07.2020,
10.00 Uhr bis 11.00 Uhr
Burrweiler,
Parkplatz Dorfgemeinschaftshaus
Montag, 06.07.2020,
11.15 Uhr bis 12.00 Uhr

Dernbach,
Parkplatz Gaststätte „Schwan“
Donnerstag, 09.07.2020,
13.00 Uhr bis 13.30 Uhr

Stellenausschreibung
Bei der Kreisverwaltung Südliche
Weinstraße sind zum nächstmög-
lichen Zeitpunkt die im Folgenden
aufgeführten Stellen zu besetzen:

Leiter (m/w/d)
des Referates 62
„Gebäudemanagement“
Besoldungsgruppe A 12 LBesG /
Entgeltgruppe 11 TVöD | Voraus-
setzung ist die abgeschlossene
Laufbahnprüfung für das dritte
Einstiegsamt der Fachrichtung
Verwaltung und Finanzen oder die
abgeschlossene Ausbildung zum/
zur Verwaltungsfachwirt/in (Ange-
stelltenlehrgang II).
Bewerbungsschluss ist der 12. Juli
2020.

Sachbearbeiter (m/w/d)
im Bereich Grundsicherung
Besoldungsgruppe A 10 LBesG /
Entgeltgruppe 9b TVöD | Voraus-
setzung ist die abgeschlossene
Laufbahnprüfung für das dritte
Einstiegsamt der Fachrichtung
Verwaltung und Finanzen oder die
abgeschlossene Ausbildung zum/
zur Verwaltungsfachwirt/in (Ange-
stelltenlehrgang II).
Bewerbungsschluss ist der 12. Juli
2020.

Sachbearbeiter (m/w/d)
im Pflegekinderdienst
Entgeltgruppe S 12 TVöD | Vo-
raussetzung ist ein Fachhoch-
schul- bzw. Bachelorabschluss im
Studiengang Soziale Arbeit bzw.
Sozialpädagogik und die staatli-
che Anerkennung.
Bewerbungsschluss ist der 12. Juli
2020.

Schulsozialarbeiter
(m/w/d)
an den Grundschulen Dörrenbach,
Gleiszellen-Gleishorbach,
Steinfeld und Klingenmünster
Entgeltgruppe S 11b TVöD | Vo-
raussetzung ist ein Fachhoch-
schul- bzw. Bachelorabschluss im
Studiengang Soziale Arbeit bzw.
Sozialpädagogik und die staatli-
che Anerkennung.
Bewerbungsschluss ist der 19. Juli
2020.

Schulsozialarbeiter
(m/w/d)
an den Grundschulen Alberswei-
ler, Gossersweiler-Stein, Ramberg
Entgeltgruppe S 11b TVöD | Vo-
raussetzung ist ein Fachhoch-
schul- bzw. Bachelorabschluss im
Studiengang Soziale Arbeit bzw.
Sozialpädagogik und die staatli-
che Anerkennung.
Bewerbungsschluss ist der 19. Juli
2020.
Bitte beachten Sie die detaillier-
ten Einstellungsvoraussetzungen
und weitere Informationen auf
unserer Homepage unter der Rub-
rik > Aktuelles > Stellenangebote.
www.suedliche-weinstrasse.de

ANNWEILER

Dienstleistungs-
zentrum
Ländlicher Raum
DLR Rheinpfalz
Abteilung Landentwicklung,
Ländliche Bodenordnung
Vereinfachtes Flurbereinigungs-
verfahren Annweiler-Sarnstall
Aktenzeichen: 41121-HA2.3.
67433 Neustadt a.d.W.,
22.06.2020
Konrad-Adenauer-Str. 35
Telefon: 06321/671-0
Telefax: 06321/671-1250
Internet: www.dlr.rlp.de

Vereinfachtes Flurbereinigungs-
verfahren Annweiler-Sarnstall
4. Änderungsbeschluss
I. Anordnung
1. Anordnung geringfügiger
Änderungen des Flurbereini-
gungsgebietes (§ 8 Abs. 1 Flur-
bereinigungsgesetz (FlurbG) in
der Fassung der Bekanntma-
chung vom 16.03.1976 (BGBl.
I Seite 546), zuletzt geändert
durch Artikel 17 des Gesetzes
vom 19.12.2008 (BGBl. I Seite
2794))

Hiermit wird das durch Beschluss
vom 15.12.2011 festgestellte,
mit Beschluss vom 20.01.2014,
11.08.2015 und Beschluss vom
27.06.2016 geänderte Gebiet
des Flurbereinigungsverfahrens
Annweiler-Sarnstall, Landkreis
Südliche Weinstraße, wie folgt ge-
ändert:

Zum Flurbereinigungsgebiet wer-
den folgende Flurstücke zugezo-
gen:

Gemarkung
Annweiler
Flurstücke Nummern
3860/4, 3863/4, 4018, 4019,
4019/2 und 4041

Gemarkung
Gräfenhausen
Flurstücke Nummern
4249, 4256 und 4257

2. Feststellung des Flurbereini-
gungsgebietes

Das Flurbereinigungsgebiet wird
nach Maßgabe der Änderungen
unter Nr. 1 festgestellt.
3. Teilnehmergemeinschaft
Die Eigentümer der zum Flurberei-
nigungsgebiet zugezogenen Flur-
stücke sowie die den Eigentümern
gleichstehenden Erbbauberechtig-
ten (Teilnehmer) sind Mitglieder
der mit dem Flurbereinigungsbe-
schluss vom 15.12.2011 entstan-
denen
“Teilnehmergemeinschaft der Ver-
einfachten Flurbereinigung Ann-
weiler-Sarnstall”
4. Zeitweilige Einschränkungen
der Grundstücksnutzung

Ungeachtet anderer gesetzlicher
Bestimmungen gelten von der Be-
kanntgabe des Flurbereinigungs-
beschlusses bis zur Unanfechtbar-
keit des Flurbereinigungsplanes
die folgenden Einschränkungen:
4.1 In der Nutzungsart der Flurstü-

cke dürfen ohne Zustimmung
der Flurbereinigungsbehörde
nur Änderungen vorgenommen
werden, wenn sie zum ord-
nungsgemäßen Wirtschafts-
betrieb gehören. Der Umbruch
von Dauergrünland und Grün-
landflächen sowie die Neuein-
saat von Dauergrünland unter-
liegen der Veränderungssperre
nach § 34 FlurbG. Der Umbruch
von Grünlandflächen bedarf
der schriftlichen Zustimmung
der Flurbereinigungsbehörde
und setzt die Genehmigung
der zuständigen Kreisverwal-
tung voraus. Auch die Rodung
von Rebland und Neuanpflan-
zung von Rebstöcken bedürfen
der Zustimmung der Flurberei-
nigungsbehörde.

4.2 Bauwerke, Brunnen, Gräben,
Einfriedungen, Hangterrassen
und ähnliche Anlagen dürfen
nur mit Zustimmung der Flur-
bereinigungsbehörde errich-
tet, hergestellt, wesentlich ver-
ändert oder beseitigt werden.

4.3 Baumgruppen, einzelne Bäu-
me, Feld- und Ufergehölze, He-
cken, Obstbäume, Rebstöcke
und Beerensträucher dürfen
nur in Ausnahmefällen, soweit
landeskulturelle Belange, ins-
besondere des Naturschutzes
und der Landschaftspflege,
nicht beeinträchtigt werden,
mit Zustimmung der Flurbe-
reinigungsbehörde beseitigt
werden.

4.4 Holzeinschläge, die den Rah-
men einer ordnungsgemäßen
Bewirtschaftung übersteigen,
bedürfen der Zustimmung der
Flurbereinigungsbehörde. Die
Zustimmung darf nur im Ein-
vernehmen mit der Forstauf-
sichtsbehörde erteilt werden.

II. Anordnung der sofortigen Voll-
ziehung

Die sofortige Vollziehung dieses
Verwaltungsaktes (Nr. I, 1 bis 4)
nach § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 der
Verwaltungsgerichtsordnung
(VwGO) in der Fassung vom
19.03.1991 (BGBl. I S. 686), zu-
letzt geändert durch Artikel 56 des
Gesetzes vom 12.12.2019 I 2652
(Nr. 50), wird angeordnet mit der
Folge, dass Rechtsbehelfe gegen
ihn keine aufschiebende Wirkung
haben.
III. Hinweise:
1. Ordnungswidrigkeiten
Sind entgegen den Vorschriften
zu Nrn. I 4.1 und I 4.2 Änderungen
vorgenommen oder Anlagen her-

gestellt oder beseitigt worden, so
können sie in Flurbereinigungsver-
fahren unberücksichtigt bleiben.
Die Flurbereinigungsbehörde kann
den früheren Zustand nach § 137
FlurbG wieder herstellen lassen,
wenn dies der Vereinfachten Flur-
bereinigung dienlich ist. Sind Ein-
griffe entgegen den Vorschriften zu
Nr. I 4.3 vorgenommen worden, so
muss die Flurbereinigungsbehörde
Ersatzpflanzungen anordnen. Sind
Holzeinschläge entgegen der Vor-
schrift zu Nr. I 4.4 vorgenommen
worden, so kann die Flurbereini-
gungsbehörde anordnen, dass
derjenige, der das Holz gefällt
hat, die abgeholzte und verlich-
tete Fläche nach den Weisungen
der Forstaufsichtsbehörde wieder
ordnungsgemäß in Bestand zu
bringen hat. Zuwiderhandlungen
gegen die Vorschriften zu Nrn. I 4.2
bis I 4.4 sind Ordnungswidrigkei-
ten, die mit Geldbußen geahndet
werden können.
2. Betretungsrecht
Die Beauftragten der Flurbereini-
gungsbehörde sind berechtigt, zur
Vorbereitung und zur Durchfüh-
rung der Flurbereinigung Grundstü-
cke zu betreten und die nach ihrem
Ermessen erforderlichen Arbeiten
auf ihnen vorzunehmen.
3. Anmeldung unbekannter Rechte
Innerhalb von drei Monaten ab der
Bekanntgabe dieses Beschlusses
sind Rechte, die aus dem Grund-
buch nicht ersichtlich sind, aber
zur Beteiligung am Flurbereini-
gungsverfahren berechtigen, bei
der Flurbereinigungsbehörde, dem
Dienstleistungszentrum Ländlicher
Raum (DLR) Rheinpfalz, Abteilung
Landentwicklung, Ländliche Bo-
denordnung, Konrad-Adenauer-
Straße 35, 67433 Neustadt anzu-
melden. Werden Rechte erst nach
Ablauf dieser Frist angemeldet, so
kann die Flurbereinigungsbehör-
de die bisherigen Verhandlungen
und Festsetzungen gelten lassen.
Der Inhaber eines vorgenannten
Rechts muss die Wirkung eines vor
der Anmeldung eingetretenen Fris-
tablaufs ebenso gegen sich gelten
lassen, wie der Beteiligte, demge-
genüber diese Frist durch Bekannt-
gabe des Verwaltungsaktes zuerst
in Lauf gesetzt worden ist.
Begründung
1. Sachverhalt:
Das bisherige Flurbereinigungs-
gebiet mit rund 388,6600 ha Ver-
fahrensfläche erfährt durch die
Änderungen eine geringfügige
Vergrößerung von etwa 0,8000 ha.
Das Interesse der Beteiligten ist
gegeben. Die formellen Vorausset-
zungen für die geringfügige Ände-
rung eines Flurbereinigungsgebie-
tes sind erfüllt.
2. Gründe
2.1 Formelle Gründe
Dieser Änderungsbeschluss wird
vom DLR Rheinpfalz als zuständige
Flurbereinigungsbehörde erlas-
sen. Rechtsgrundlage für den Be-
schluss ist § 8 Abs. 1 FlurbG. Die
formellen Voraussetzungen für die
geringfügige Änderung eines Ver-
einfachten Flurbereinigungsver-
fahrens sind mit der Anhörung des
Vorstands der Teilnehmergemein-
schaft erfüllt.
2.2 Materielle Gründe
Die weitere Bearbeitung des Flur-
bereinigungsverfahrens hat erge-
ben, dass es aus verfahrenstech-
nischen Gründen geboten ist, die
in diesem Beschluss unter Nr I.1.
aufgeführten Flurstücke zuzuzie-
hen, damit der Zweckder Flurberei-
nigung insbesondere im Hinblick
auf eine bessere Erschließung,
Abfindungsgestaltung und stärke-
re Arrondierung der Besitzstücke
möglichst vollkommen erreicht
werden kann. Insgesamt handelt
es sich um geringfügige Änderun-
gen des Flurbereinigungsgebie-
tes. Die Voraussetzungen des § 8
Abs. 1 FlurbG sind damit erfüllt.
Die sofortige Vollziehung dieses
Beschlusses liegt im überwiegen-
den Interesse der Beteiligten. Es
liegt insbesondere in ihrem Inter-
esse, dass die Weiterführung des
Vereinfachten Flurbereinigungs-
verfahrens nicht verzögert wird,
damit die angestrebten betriebs-
wirtschaftlichen Vorteile möglichst
bald eintreten. Dem gegenüber
könnte durch die aufschiebende
Wirkung möglicher Rechtsbehelfe
eine erhebliche Verfahrensverzö-
gerung eintreten, mit der Folge,
dass die neuen Flurstücke erst ein
oder zwei Jahre später als vorge-
sehen bewirtschaftet werden kön-
nen. Die sofortige Vollziehung liegt
auch im öffentlichen Interesse. Die
Maßnahmen zur Verbesserung der
Agrarstruktur und die damit inves-
tierten öffentlichen Mittel tragen
ganz erheblich zur Erhaltung der
Landwirtschaft und der Kulturland-
schaft und damit zur Erhaltung
eines bedeutenden Wirtschafts-
faktors in der Landwirtschaft bei.
Im Hinblick auf den raschen Struk-
turwandel in der Landwirtschaft ist
es erforderlich, dass die mit der
Vereinfachten Flurbereinigung an-

gestrebten Ziele möglichst schnell
verwirklicht werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Anordnung kann in-
nerhalb eines Monats, nach der
Bekanntgabe Widerspruch erho-
ben werden. Der Widerspruch ist
schriftlich oder zur Niederschrift
beim Dienstleistungszentrum
Ländlicher Raum (DLR) Rheinpfalz,
Abteilung Landentwicklung, Länd-
liche Bodenordnung, Konrad-Ade-
nauer-Straße 35, 67433 Neustadt
oder wahlweise bei der Aufsichts-
und Dienstleistungsdirektion
(ADD) - Obere Flurbereinigungsbe-
hörde -Willy-Brandt-Platz 3, 54290
Trier einzulegen. Bei schriftlicher
Einlegung des Widerspruches ist
die Widerspruchsfrist nur gewahrt,
wenn der Widerspruch noch vor
dem Ablauf der Frist bei einer der
o.g. Behörden eingegangen ist.
Die Schriftform kann durch die
elektronische Form ersetzt werden.
In diesem Fall ist das elektronische
Dokument mit einer qualifizierten
elektronischen Signatur nach der
Verordnung (EU) Nr. 910/2014
des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 23. Juli 2014
über elektronische Identifizierung
und Vertrauensdienste für elek-
tronische Transaktionen im Bin-
nenmarkt und zur Aufhebung der
Richtlinie 1999/93/EG (ABl. L 257
vom 28.8.2014, S. 73) in der je-
weils geltenden Fassung zu verse-
hen. Bei der Erhebung des Wider-
spruchs durch elektronische Form
bei dem DLR sind besondere tech-
nische Rahmenbedingungen zu
beachten, die im Internet auf der
Seite www.dlr.rlp.de unter Service/
Elektronische Kommunikation aus-
geführt sind. Bei der Erhebung des
Widerspruchs durch elektronische
Form bei der ADD sind besondere
technische Rahmenbedingungen
zu beachten, die im Internet auf
der Seite www.add.rlp.de unter
Service/ Elektronische Kommuni-
kation ausgeführt sind.
Hinweis: Informationspflicht zur
Datenschutz-Grundverordnung
Die Verarbeitung der personen-
bezogenen Daten ist nach Art. 6
Abs. 1Satz 1 lit. e undAbs. 3Satz 1
lit. b Datenschutz-Grundverord-
nung (DS-GVO) i.V.m § 3 Landes-
datenschutzgesetz (LDSG) zur
Wahrnehmung der Aufgaben des
Dienstleistungszentrums Länd-
licher Raum (DLR), die im öffent-
lichen Interesse liegen oder in
Ausübung öffentlicher Gewalt er-
folgen, erforderlich. Hinsichtlich
der Informationspflichten nach
Art. 13 und 14 DS-GVO sowie der
Betroffenenrechte nach Art. 15 ff.
DS-GVO weisen wir auf die Da-
tenschutzerklärung auf unserer
Homepage www.dlr.rlp.de unter
Datenschutz hin.
Im Auftrag
gez. Knut Bauer

Bekanntmachung
Nr. 34/2020
der Stadt Annweiler am Trifels
in der Verbandsgemeinde
Annweiler am Trifels

Unterbrechung
der Trinkwasser-
versorgung im
Ortsteil Gräfenhausen
Die Stadtwerke Annweiler am Tri-
fels führen am Trinkwassernetz
des Ortsteils Gräfenhausen Re-
paraturarbeiten aus. Dazu muss
am Mittwoch den 08.07.2020 von
08:00 – 14:00 Uhr die Trinkwas-
serversorgung für den gesamten
Ort unterbrochen werden.
Wir bitten Sie in dieser Zeit kein
Wasser aus Ihrer Hausinstallation
zu entnehmen. Denken Sie daran,
keine Verbraucher wie Waschma-
schinen und Spülmaschinen lau-
fen zu lassen.
Wenn Sie eine Druckerhöhungsan-
lage haben, schalten Sie diese bit-
te in dieser Zeit aus, damit keine
Schäden an der Anlage entstehen
können.
Bei Inbetriebnahme beachten
Sie unbedingt die Betriebsanlei-
tung Ihrer Druckerhöhungsanlage.
Eventuell muss diese entlüftet wer-
den.
Lassen Sie sich genügend Wasser
vorlaufen damit Sie die Toilette
weiterhin benutzen können und Ihr
Essen zubereiten können.
Wir bedanken uns für Ihr Verständ-
nis. Sollten Sie dennoch Fragen
haben, dann rufen Sie uns gerne
unter der Tel.: 06346-3009-29 an.
Annweiler am Trifels,
den 17.06.2020
Seyfried
Stadtbürgermeister

GRÄFENHAUSEN

Bekanntmachung
Nr. 34/2020
der Stadt Annweiler am Trifels
in der Verbandsgemeinde
Annweiler am Trifels

Unterbrechung der
Trinkwasserver-
sorgung im Ortsteil
Gräfenhausen
Die Stadtwerke Annweiler am Tri-
fels führen am Trinkwassernetz
des Ortsteils Gräfenhausen Re-
paraturarbeiten aus. Dazu muss
am Mittwoch den 08.07.2020 von
08:00 – 14:00 Uhr die Trinkwas-
serversorgung für den gesamten
Ort unterbrochen werden.
Wir bitten Sie in dieser Zeit kein
Wasser aus Ihrer Hausinstallation
zu entnehmen. Denken Sie daran,
keine Verbraucher wie Waschma-
schinen und Spülmaschinen lau-
fen zu lassen.
Wenn Sie eine Druckerhöhungsan-
lage haben, schalten Sie diese bit-
te in dieser Zeit aus, damit keine
Schäden an der Anlage entstehen
können.
Bei Inbetriebnahme beachten
Sie unbedingt die Betriebsanlei-
tung Ihrer Druckerhöhungsanlage.
Eventuell muss diese entlüftet wer-
den.
Lassen Sie sich genügend Wasser
vorlaufen damit Sie die Toilette
weiterhin benutzen können und Ihr
Essen zubereiten können.
Wir bedanken uns für Ihr Verständ-
nis. Sollten Sie dennoch Fragen
haben, dann rufen Sie uns gerne
unter der Tel.: 06346-3009-29 an.
Annweiler am Trifels,
den 17.06.2020
Seyfried
Stadtbürgermeister

Bekanntmachung
Nr. 36/2020
der Stadt Annweiler am Trifels-
Stadtteil Gräfenhausen
in der Verbandsgemeinde
Annweiler am Trifels
6. Sitzung des Ortsbeirates der
Stadt Annweiler am Trifels-
Stadtteil Gräfenhausen
(Wahlperiode 2019/2024)
Am Montag, 13.07.2020, um
19:00 Uhr, findet im Sporthaus zur
Holderquelle, 76855 Annweiler-
Gräfenhausen, die 6. Sitzung des
Ortsbeirates mit folgender Tages-
ordnung statt:
Tagesordnung:
Öffentlich:
1 Einwohnerfragestunde
2 Teilnahme des Ortsbeirates am
elektronischen Versand der
Sitzungsunterlagen

3 Vorstellung Gemeindearbeiter
4 Bauangelegenheiten
5 B 10; Benennung von
2 Personen für das Gremium

6 Informationen
6.1 Leitplanken an der K 4
6.2 LKW Problematik Neue Hin-

weisschilder; Beklebung mit
Schnellstraßen Zeichen

6.3 Seniorennachmittag vom
08.03.2020

6.4 Neues Zelt für Gräfenhausen
6.5 Kerwe 2020; Aufruf einer

Spendenaktion für den
Schausteller

6.6 Mäharbeiten
6.7 Zuschlag zur Einrichtung eines

„Dorf-Büro“ Stichwort:
Coworking Spaces

6.8 Zustand Dernbacher Weg
„ Am Brett“

6.9 Information über Dorf-
erneuerungsprogramme

6.10 Information über Straßen-
belag Hohlstraße

7 Verantwortlich für die Homepage
Gräfenhausen

8 Baum Hans Stöcklein Platz
9 Baum Burgunderstrasse
Flurstück 260/4

10 Anfragen
11 Anträge
12 Besichtigung Jugendraum
Nicht öffentlich:
13 Grundstücksangelegenheiten
14 Anträge
15 Informationen
16 Anfragen
76855 Annweiler-Gräfenhausen,
25. Juni 2020
Andreas Hauck
Ortsvorsteher

ALBERSWEILER

Dienstleistungs-
zentrum
Ländlicher Raum
DLR Rheinpfalz
Abteilung Landentwicklung,
Ländliche Bodenordnung
Vereinfachtes Flurbereinigungs-
verfahren Annweiler-Sarnstall
Aktenzeichen: 41121-HA2.3.
67433 Neustadt a.d.W.,
22.06.2020
Konrad-Adenauer-Str. 35
Telefon: 06321/671-0
Telefax: 06321/671-1250
Internet: www.dlr.rlp.de
Vereinfachtes Flurbereinigungs-
verfahren Annweiler-Sarnstall
4. Änderungsbeschluss
I. Anordnung
1. Anordnung geringfügiger
Änderungen des Flurbereini-
gungsgebietes (§ 8 Abs. 1 Flur-
bereinigungsgesetz (FlurbG) in
der Fassung der Bekanntma-
chung vom 16.03.1976 (BGBl.
I Seite 546), zuletzt geändert
durch Artikel 17 des Gesetzes
vom 19.12.2008 (BGBl. I Seite
2794))

Hiermit wird das durch Beschluss
vom 15.12.2011 festgestellte,
mit Beschluss vom 20.01.2014,
11.08.2015 und Beschluss vom
27.06.2016 geänderte Gebiet
des Flurbereinigungsverfahrens
Annweiler-Sarnstall, Landkreis
Südliche Weinstraße, wie folgt ge-
ändert:

Zum Flurbereinigungsgebiet wer-
den folgende Flurstücke zugezo-
gen:

Gemarkung
Annweiler
Flurstücke Nummern
3860/4, 3863/4, 4018, 4019,
4019/2 und 4041

Gemarkung
Gräfenhausen
Flurstücke Nummern
4249, 4256 und 4257

2. Feststellung des Flurbereini-
gungsgebietes

Das Flurbereinigungsgebiet wird
nach Maßgabe der Änderungen
unter Nr. 1 festgestellt.
3. Teilnehmergemeinschaft
Die Eigentümer der zum Flurberei-
nigungsgebiet zugezogenen Flur-
stücke sowie die den Eigentümern
gleichstehenden Erbbauberechtig-
ten (Teilnehmer) sind Mitglieder
der mit dem Flurbereinigungsbe-
schluss vom 15.12.2011 entstan-
denen
“Teilnehmergemeinschaft der Ver-
einfachten Flurbereinigung Ann-
weiler-Sarnstall”
4. Zeitweilige Einschränkungen
der Grundstücksnutzung

Ungeachtet anderer gesetzlicher
Bestimmungen gelten von der Be-
kanntgabe des Flurbereinigungs-
beschlusses bis zur Unanfechtbar-
keit des Flurbereinigungsplanes
die folgenden Einschränkungen:
4.1 In der Nutzungsart der Flurstü-

cke dürfen ohne Zustimmung
der Flurbereinigungsbehörde
nur Änderungen vorgenommen
werden, wenn sie zum ord-
nungsgemäßen Wirtschafts-
betrieb gehören. Der Umbruch
von Dauergrünland und Grün-
landflächen sowie die Neuein-
saat von Dauergrünland unter-
liegen der Veränderungssperre
nach § 34 FlurbG. Der Umbruch
von Grünlandflächen bedarf
der schriftlichen Zustimmung
der Flurbereinigungsbehörde
und setzt die Genehmigung
der zuständigen Kreisverwal-
tung voraus. Auch die Rodung
von Rebland und Neuanpflan-
zung von Rebstöcken bedürfen
der Zustimmung der Flurberei-
nigungsbehörde.

4.2 Bauwerke, Brunnen, Gräben,
Einfriedungen, Hangterrassen
und ähnliche Anlagen dürfen
nur mit Zustimmung der Flur-
bereinigungsbehörde errich-
tet, hergestellt, wesentlich ver-
ändert oder beseitigt werden.

4.3 Baumgruppen, einzelne Bäu-
me, Feld- und Ufergehölze, He-
cken, Obstbäume, Rebstöcke
und Beerensträucher dürfen
nur in Ausnahmefällen, soweit
landeskulturelle Belange, ins-
besondere des Naturschutzes
und der Landschaftspflege,
nicht beeinträchtigt werden,
mit Zustimmung der Flurbe-
reinigungsbehörde beseitigt
werden.

4.4 Holzeinschläge, die den Rah-
men einer ordnungsgemäßen
Bewirtschaftung übersteigen,
bedürfen der Zustimmung der
Flurbereinigungsbehörde. Die
Zustimmung darf nur im Ein-

vernehmen mit der Forstauf-
sichtsbehörde erteilt werden.

II. Anordnung der sofortigen Voll-
ziehung

Die sofortige Vollziehung dieses
Verwaltungsaktes (Nr. I, 1 bis 4)
nach § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 der
Verwaltungsgerichtsordnung
(VwGO) in der Fassung vom
19.03.1991 (BGBl. I S. 686), zu-
letzt geändert durch Artikel 56 des
Gesetzes vom 12.2.2019 I 2652
(Nr. 50), wird angeordnet mit der
Folge, dass Rechtsbehelfe gegen
ihn keine aufschiebende Wirkung
haben.
III. Hinweise:
1. Ordnungswidrigkeiten
Sind entgegen den Vorschriften
zu Nrn. I 4.1 und I 4.2 Änderungen
vorgenommen oder Anlagen her-
gestellt oder beseitigt worden, so
können sie in Flurbereinigungsver-
fahren unberücksichtigt bleiben.
Die Flurbereinigungsbehörde kann
den früheren Zustand nach § 137
FlurbG wieder herstellen lassen,
wenn dies der Vereinfachten Flur-
bereinigung dienlich ist. Sind Ein-
griffe entgegen den Vorschriften zu
Nr. I 4.3 vorgenommen worden, so
muss die Flurbereinigungsbehörde
Ersatzpflanzungen anordnen. Sind
Holzeinschläge entgegen der Vor-
schrift zu Nr. I 4.4 vorgenommen
worden, so kann die Flurbereini-
gungsbehörde anordnen, dass
derjenige, der das Holz gefällt
hat, die abgeholzte und verlich-
tete Fläche nach den Weisungen
der Forstaufsichtsbehörde wieder
ordnungsgemäß in Bestand zu
bringen hat. Zuwiderhandlungen
gegen die Vorschriften zu Nrn. I 4.2
bis I 4.4 sind Ordnungswidrigkei-
ten, die mit Geldbußen geahndet
werden können.
2. Betretungsrecht
Die Beauftragten der Flurbereini-
gungsbehörde sind berechtigt, zur
Vorbereitung und zur Durchfüh-
rung der Flurbereinigung Grundstü-
cke zu betreten und die nach ihrem
Ermessen erforderlichen Arbeiten
auf ihnen vorzunehmen.
3. Anmeldung unbekannter Rechte
Innerhalb von drei Monaten ab der
Bekanntgabe dieses Beschlusses
sind Rechte, die aus dem Grund-
buch nicht ersichtlich sind, aber
zur Beteiligung am Flurbereini-
gungsverfahren berechtigen, bei
der Flurbereinigungsbehörde, dem
Dienstleistungszentrum Ländlicher
Raum (DLR) Rheinpfalz, Abteilung
Landentwicklung, Ländliche Bo-
denordnung, Konrad-Adenauer-
Straße 35, 67433 Neustadt anzu-
melden. Werden Rechte erst nach
Ablauf dieser Frist angemeldet, so
kann die Flurbereinigungsbehör-
de die bisherigen Verhandlungen
und Festsetzungen gelten lassen.
Der Inhaber eines vorgenannten
Rechts muss die Wirkung eines vor
der Anmeldung eingetretenen Fris-
tablaufs ebenso gegen sich gelten
lassen, wie der Beteiligte, demge-
genüber diese Frist durch Bekannt-
gabe des Verwaltungsaktes zuerst
in Lauf gesetzt worden ist.
Begründung
1. Sachverhalt:
Das bisherige Flurbereinigungs-
gebiet mit rund 388,6600 ha Ver-
fahrensfläche erfährt durch die
Änderungen eine geringfügige
Vergrößerung von etwa 0,8000 ha.
Das Interesse der Beteiligten ist
gegeben. Die formellen Vorausset-
zungen für die geringfügige Ände-
rung eines Flurbereinigungsgebie-
tes sind erfüllt.
2. Gründe
2.1 Formelle Gründe
Dieser Änderungsbeschluss wird
vom DLR Rheinpfalz als zuständige
Flurbereinigungsbehörde erlas-
sen. Rechtsgrundlage für den Be-
schluss ist § 8 Abs. 1 FlurbG. Die
formellen Voraussetzungen für die
geringfügige Änderung eines Ver-
einfachten Flurbereinigungsver-
fahrens sind mit der Anhörung des
Vorstands der Teilnehmergemein-
schaft erfüllt.
2.2 Materielle Gründe
Die weitere Bearbeitung des Flur-
bereinigungsverfahrens hat erge-
ben, dass es aus verfahrenstech-
nischen Gründen geboten ist, die
in diesem Beschluss unter Nr I.1.
aufgeführten Flurstücke zuzuzie-
hen, damit der Zweckder Flurberei-
nigung insbesondere im Hinblick
auf eine bessere Erschließung,
Abfindungsgestaltung und stärke-
re Arrondierung der Besitzstücke
möglichst vollkommen erreicht
werden kann. Insgesamt handelt
es sich um geringfügige Änderun-
gen des Flurbereinigungsgebie-
tes. Die Voraussetzungen des § 8
Abs. 1 FlurbG sind damit erfüllt.
Die sofortige Vollziehung dieses
Beschlusses liegt im überwiegen-
den Interesse der Beteiligten. Es
liegt insbesondere in ihrem Inter-
esse, dass die Weiterführung des
Vereinfachten Flurbereinigungs-
verfahrens nicht verzögert wird,
damit die angestrebten betriebs-
wirtschaftlichen Vorteile möglichst
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bald eintreten. Dem gegenüber
könnte durch die aufschiebende
Wirkung möglicher Rechtsbehelfe
eine erhebliche Verfahrensverzö-
gerung eintreten, mit der Folge,
dass die neuen Flurstücke erst ein
oder zwei Jahre später als vorge-
sehen bewirtschaftet werden kön-
nen. Die sofortige Vollziehung liegt
auch im öffentlichen Interesse. Die
Maßnahmen zur Verbesserung der
Agrarstruktur und die damit inves-
tierten öffentlichen Mittel tragen
ganz erheblich zur Erhaltung der
Landwirtschaft und der Kulturland-
schaft und damit zur Erhaltung
eines bedeutenden Wirtschafts-
faktors in der Landwirtschaft bei.
Im Hinblick auf den raschen Struk-
turwandel in der Landwirtschaft ist
es erforderlich, dass die mit der
Vereinfachten Flurbereinigung an-
gestrebten Ziele möglichst schnell
verwirklicht werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Anordnung kann in-
nerhalb eines Monats, nach der
Bekanntgabe Widerspruch erho-
ben werden. Der Widerspruch ist
schriftlich oder zur Niederschrift
beim Dienstleistungszentrum
Ländlicher Raum (DLR) Rheinpfalz,
Abteilung Landentwicklung, Länd-
liche Bodenordnung, Konrad-Ade-
nauer-Straße 35, 67433 Neustadt
oder wahlweise bei der Aufsichts-
und Dienstleistungsdirektion
(ADD) - Obere Flurbereinigungsbe-
hörde -Willy-Brandt-Platz 3, 54290
Trier einzulegen. Bei schriftlicher
Einlegung des Widerspruches ist
die Widerspruchsfrist nur gewahrt,
wenn der Widerspruch noch vor
dem Ablauf der Frist bei einer der
o.g. Behörden eingegangen ist.
Die Schriftform kann durch die
elektronische Form ersetzt werden.
In diesem Fall ist das elektronische
Dokument mit einer qualifizierten
elektronischen Signatur nach der
Verordnung (EU) Nr. 910/2014
des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 23. Juli 2014
über elektronische Identifizierung
und Vertrauensdienste für elek-
tronische Transaktionen im Bin-
nenmarkt und zur Aufhebung der
Richtlinie 1999/93/EG (ABl. L 257
vom 28.8.2014, S. 73) in der je-
weils geltenden Fassung zu verse-
hen. Bei der Erhebung des Wider-
spruchs durch elektronische Form
bei dem DLR sind besondere tech-
nische Rahmenbedingungen zu
beachten, die im Internet auf der
Seite www.dlr.rlp.de unter Service/
Elektronische Kommunikation aus-
geführt sind. Bei der Erhebung des
Widerspruchs durch elektronische
Form bei der ADD sind besondere
technische Rahmenbedingungen
zu beachten, die im Internet auf
der Seite www.add.rlp.de unter
Service/ Elektronische Kommuni-
kation ausgeführt sind.
Hinweis: Informationspflicht zur
Datenschutz-Grundverordnung
Die Verarbeitung der personen-
bezogenen Daten ist nach Art. 6
Abs. 1Satz 1 lit. e undAbs. 3Satz 1
lit. b Datenschutz-Grundverord-
nung (DS-GVO) i.V.m § 3 Landes-
datenschutzgesetz (LDSG) zur
Wahrnehmung der Aufgaben des
Dienstleistungszentrums Länd-
licher Raum (DLR), die im öffent-
lichen Interesse liegen oder in
Ausübung öffentlicher Gewalt er-
folgen, erforderlich. Hinsichtlich
der Informationspflichten nach
Art. 13 und 14 DS-GVO sowie der
Betroffenenrechte nach Art. 15 ff.
DS-GVO weisen wir auf die Da-
tenschutzerklärung auf unserer
Homepage www.dlr.rlp.de unter
Datenschutz hin.
Im Auftrag
gez. Knut Bauer

EUßERTHAL

Dienstleistungs-
zentrum
Ländlicher Raum
DLR Rheinpfalz
Abteilung Landentwicklung,
Ländliche Bodenordnung
Vereinfachtes Flurbereinigungs-
verfahren Annweiler-Sarnstall
Aktenzeichen: 41121-HA2.3.
67433 Neustadt a.d.W.,
22.06.2020
Konrad-Adenauer-Str. 35
Telefon: 06321/671-0
Telefax: 06321/671-1250
Internet: www.dlr.rlp.de
Vereinfachtes Flurbereinigungs-
verfahren Annweiler-Sarnstall
4. Änderungsbeschluss
I. Anordnung
1. Anordnung geringfügiger
Änderungen des Flurbereini-
gungsgebietes (§ 8 Abs. 1 Flur-
bereinigungsgesetz (FlurbG) in
der Fassung der Bekanntma-
chung vom 16.03.1976 (BGBl.
I Seite 546), zuletzt geändert
durch Artikel 17 des Gesetzes

vom 19.12.2008 (BGBl. I Seite
2794))

Hiermit wird das durch Beschluss
vom 15.12.2011 festgestellte,
mit Beschluss vom 20.01.2014,
11.08.2015 und Beschluss vom
27.06.2016 geänderte Gebiet
des Flurbereinigungsverfahrens
Annweiler-Sarnstall, Landkreis
Südliche Weinstraße, wie folgt ge-
ändert:

Zum Flurbereinigungsgebiet wer-
den folgende Flurstücke zugezo-
gen:

Gemarkung
Annweiler
Flurstücke Nummern
3860/4, 3863/4, 4018, 4019,
4019/2 und 4041

Gemarkung
Gräfenhausen
Flurstücke Nummern
4249, 4256 und 4257

2. Feststellung des Flurbereini-
gungsgebietes

Das Flurbereinigungsgebiet wird
nach Maßgabe der Änderungen
unter Nr. 1 festgestellt.
3. Teilnehmergemeinschaft
Die Eigentümer der zum Flurberei-
nigungsgebiet zugezogenen Flur-
stücke sowie die den Eigentümern
gleichstehenden Erbbauberechtig-
ten (Teilnehmer) sind Mitglieder
der mit dem Flurbereinigungsbe-
schluss vom 15.12.2011 entstan-
denen
“Teilnehmergemeinschaft der Ver-
einfachten Flurbereinigung Ann-
weiler-Sarnstall”
4. Zeitweilige Einschränkungen
der Grundstücksnutzung

Ungeachtet anderer gesetzlicher
Bestimmungen gelten von der Be-
kanntgabe des Flurbereinigungs-
beschlusses bis zur Unanfechtbar-
keit des Flurbereinigungsplanes
die folgenden Einschränkungen:
4.1 In der Nutzungsart der Flurstü-

cke dürfen ohne Zustimmung
der Flurbereinigungsbehörde
nur Änderungen vorgenommen
werden, wenn sie zum ord-
nungsgemäßen Wirtschafts-
betrieb gehören. Der Umbruch
von Dauergrünland und Grün-
landflächen sowie die Neuein-
saat von Dauergrünland unter-
liegen der Veränderungssperre
nach § 34 FlurbG. Der Umbruch
von Grünlandflächen bedarf
der schriftlichen Zustimmung
der Flurbereinigungsbehörde
und setzt die Genehmigung
der zuständigen Kreisverwal-
tung voraus. Auch die Rodung
von Rebland und Neuanpflan-
zung von Rebstöcken bedürfen
der Zustimmung der Flurberei-
nigungsbehörde.

4.2 Bauwerke, Brunnen, Gräben,
Einfriedungen, Hangterrassen
und ähnliche Anlagen dürfen
nur mit Zustimmung der Flur-
bereinigungsbehörde errich-
tet, hergestellt, wesentlich ver-
ändert oder beseitigt werden.

4.3 Baumgruppen, einzelne Bäu-
me, Feld- und Ufergehölze, He-
cken, Obstbäume, Rebstöcke
und Beerensträucher dürfen
nur in Ausnahmefällen, soweit
landeskulturelle Belange, ins-
besondere des Naturschutzes
und der Landschaftspflege,
nicht beeinträchtigt werden,
mit Zustimmung der Flurbe-
reinigungsbehörde beseitigt
werden.

4.4 Holzeinschläge, die den Rah-
men einer ordnungsgemäßen
Bewirtschaftung übersteigen,
bedürfen der Zustimmung der
Flurbereinigungsbehörde. Die
Zustimmung darf nur im Ein-
vernehmen mit der Forstauf-
sichtsbehörde erteilt werden.

II. Anordnung der sofortigen Voll-
ziehung

Die sofortige Vollziehung dieses
Verwaltungsaktes (Nr. I, 1 bis 4)
nach § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 der
Verwaltungsgerichtsordnung
(VwGO) in der Fassung vom
19.03.1991 (BGBl. I S. 686), zu-
letzt geändert durch Artikel 56 des
Gesetzes vom 12.12.2019 I 2652
(Nr. 50), wird angeordnet mit der
Folge, dass Rechtsbehelfe gegen
ihn keine aufschiebende Wirkung
haben.
III. Hinweise:
1. Ordnungswidrigkeiten
Sind entgegen den Vorschriften
zu Nrn. I 4.1 und I 4.2 Änderungen
vorgenommen oder Anlagen her-
gestellt oder beseitigt worden, so
können sie in Flurbereinigungsver-
fahren unberücksichtigt bleiben.
Die Flurbereinigungsbehörde kann
den früheren Zustand nach § 137
FlurbG wieder herstellen lassen,
wenn dies der Vereinfachten Flur-
bereinigung dienlich ist. Sind Ein-
griffe entgegen den Vorschriften zu
Nr. I 4.3 vorgenommen worden, so
muss die Flurbereinigungsbehörde
Ersatzpflanzungen anordnen. Sind
Holzeinschläge entgegen der Vor-

schrift zu Nr. I 4.4 vorgenommen
worden, so kann die Flurbereini-
gungsbehörde anordnen, dass
derjenige, der das Holz gefällt
hat, die abgeholzte und verlich-
tete Fläche nach den Weisungen
der Forstaufsichtsbehörde wieder
ordnungsgemäß in Bestand zu
bringen hat. Zuwiderhandlungen
gegen die Vorschriften zu Nrn. I 4.2
bis I 4.4 sind Ordnungswidrigkei-
ten, die mit Geldbußen geahndet
werden können.
2. Betretungsrecht
Die Beauftragten der Flurbereini-
gungsbehörde sind berechtigt, zur
Vorbereitung und zur Durchfüh-
rung der Flurbereinigung Grundstü-
cke zu betreten und die nach ihrem
Ermessen erforderlichen Arbeiten
auf ihnen vorzunehmen.
3. Anmeldung unbekannter Rechte
Innerhalb von drei Monaten ab der
Bekanntgabe dieses Beschlusses
sind Rechte, die aus dem Grund-
buch nicht ersichtlich sind, aber
zur Beteiligung am Flurbereini-
gungsverfahren berechtigen, bei
der Flurbereinigungsbehörde, dem
Dienstleistungszentrum Ländlicher
Raum (DLR) Rheinpfalz, Abteilung
Landentwicklung, Ländliche Bo-
denordnung, Konrad-Adenauer-
Straße 35, 67433 Neustadt anzu-
melden. Werden Rechte erst nach
Ablauf dieser Frist angemeldet, so
kann die Flurbereinigungsbehör-
de die bisherigen Verhandlungen
und Festsetzungen gelten lassen.
Der Inhaber eines vorgenannten
Rechts muss die Wirkung eines vor
der Anmeldung eingetretenen Fris-
tablaufs ebenso gegen sich gelten
lassen, wie der Beteiligte, demge-
genüber diese Frist durch Bekannt-
gabe des Verwaltungsaktes zuerst
in Lauf gesetzt worden ist.
Begründung
1. Sachverhalt:
Das bisherige Flurbereinigungs-
gebiet mit rund 388,6600 ha Ver-
fahrensfläche erfährt durch die
Änderungen eine geringfügige
Vergrößerung von etwa 0,8000 ha.
Das Interesse der Beteiligten ist
gegeben. Die formellen Vorausset-
zungen für die geringfügige Ände-
rung eines Flurbereinigungsgebie-
tes sind erfüllt.
2. Gründe
2.1 Formelle Gründe
Dieser Änderungsbeschluss wird
vom DLR Rheinpfalz als zuständige
Flurbereinigungsbehörde erlas-
sen. Rechtsgrundlage für den Be-
schluss ist § 8 Abs. 1 FlurbG. Die
formellen Voraussetzungen für die
geringfügige Änderung eines Ver-
einfachten Flurbereinigungsver-
fahrens sind mit der Anhörung des
Vorstands der Teilnehmergemein-
schaft erfüllt.
2.2 Materielle Gründe
Die weitere Bearbeitung des Flur-
bereinigungsverfahrens hat erge-
ben, dass es aus verfahrenstech-
nischen Gründen geboten ist, die
in diesem Beschluss unter Nr I.1.
aufgeführten Flurstücke zuzuzie-
hen, damit der Zweckder Flurberei-
nigung insbesondere im Hinblick
auf eine bessere Erschließung,
Abfindungsgestaltung und stärke-
re Arrondierung der Besitzstücke
möglichst vollkommen erreicht
werden kann. Insgesamt handelt
es sich um geringfügige Änderun-
gen des Flurbereinigungsgebie-
tes. Die Voraussetzungen des § 8
Abs. 1 FlurbG sind damit erfüllt.
Die sofortige Vollziehung dieses
Beschlusses liegt im überwiegen-
den Interesse der Beteiligten. Es
liegt insbesondere in ihrem Inter-
esse, dass die Weiterführung des
Vereinfachten Flurbereinigungs-
verfahrens nicht verzögert wird,
damit die angestrebten betriebs-
wirtschaftlichen Vorteile möglichst
bald eintreten. Dem gegenüber
könnte durch die aufschiebende
Wirkung möglicher Rechtsbehelfe
eine erhebliche Verfahrensverzö-
gerung eintreten, mit der Folge,
dass die neuen Flurstücke erst ein
oder zwei Jahre später als vorge-
sehen bewirtschaftet werden kön-
nen. Die sofortige Vollziehung liegt
auch im öffentlichen Interesse. Die
Maßnahmen zur Verbesserung der
Agrarstruktur und die damit inves-
tierten öffentlichen Mittel tragen
ganz erheblich zur Erhaltung der
Landwirtschaft und der Kulturland-
schaft und damit zur Erhaltung
eines bedeutenden Wirtschafts-
faktors in der Landwirtschaft bei.
Im Hinblick auf den raschen Struk-
turwandel in der Landwirtschaft ist
es erforderlich, dass die mit der
Vereinfachten Flurbereinigung an-
gestrebten Ziele möglichst schnell
verwirklicht werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Anordnung kann in-
nerhalb eines Monats, nach der
Bekanntgabe Widerspruch erho-
ben werden. Der Widerspruch ist
schriftlich oder zur Niederschrift
beim Dienstleistungszentrum
Ländlicher Raum (DLR) Rheinpfalz,
Abteilung Landentwicklung, Länd-
liche Bodenordnung, Konrad-Ade-

nauer-Straße 35, 67433 Neustadt
oder wahlweise bei der Aufsichts-
und Dienstleistungsdirektion
(ADD) - Obere Flurbereinigungsbe-
hörde -Willy-Brandt-Platz 3, 54290
Trier einzulegen. Bei schriftlicher
Einlegung des Widerspruches ist
die Widerspruchsfrist nur gewahrt,
wenn der Widerspruch noch vor
dem Ablauf der Frist bei einer der
o.g. Behörden eingegangen ist.
Die Schriftform kann durch die
elektronische Form ersetzt werden.
In diesem Fall ist das elektronische
Dokument mit einer qualifizierten
elektronischen Signatur nach der
Verordnung (EU) Nr. 910/2014
des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 23. Juli 2014
über elektronische Identifizierung
und Vertrauensdienste für elek-
tronische Transaktionen im Bin-
nenmarkt und zur Aufhebung der
Richtlinie 1999/93/EG (ABl. L 257
vom 28.8.2014, S. 73) in der je-
weils geltenden Fassung zu verse-
hen. Bei der Erhebung des Wider-
spruchs durch elektronische Form
bei dem DLR sind besondere tech-
nische Rahmenbedingungen zu
beachten, die im Internet auf der
Seite www.dlr.rlp.de unter Service/
Elektronische Kommunikation aus-
geführt sind. Bei der Erhebung des
Widerspruchs durch elektronische
Form bei der ADD sind besondere
technische Rahmenbedingungen
zu beachten, die im Internet auf
der Seite www.add.rlp.de unter
Service/ Elektronische Kommuni-
kation ausgeführt sind.
Hinweis: Informationspflicht zur
Datenschutz-Grundverordnung
Die Verarbeitung der personen-
bezogenen Daten ist nach Art. 6
Abs. 1Satz 1 lit. e undAbs. 3Satz 1
lit. b Datenschutz-Grundverord-
nung (DS-GVO) i.V.m § 3 Landes-
datenschutzgesetz (LDSG) zur
Wahrnehmung der Aufgaben des
Dienstleistungszentrums Länd-
licher Raum (DLR), die im öffent-
lichen Interesse liegen oder in
Ausübung öffentlicher Gewalt er-
folgen, erforderlich. Hinsichtlich
der Informationspflichten nach
Art. 13 und 14 DS-GVO sowie der
Betroffenenrechte nach Art. 15 ff.
DS-GVO weisen wir auf die Da-
tenschutzerklärung auf unserer
Homepage www.dlr.rlp.de unter
Datenschutz hin.
Im Auftrag
gez. Knut Bauer

RAMBERG

Beschluss-
zusammenfassung
zur 5. Sitzung des Ortsgemeinde-
rates Ortsgemeinde Ramberg
vom 18.05.2020
öffentliche Sitzung
Veröffentlicht werden nachfolgend
nur die Tagesordnungspunkte, bei
denen Beschlüsse gefasstwurden:
2 Beratung und Beschlussfassung
über die im Zuge der Auslegung
des Haushaltsplanes eingegan-
genen Vorschläge und Anre-
gungen

2.1 Vorschlag die Haushalts-
planungen bis Juni 2020 zu
vertagen

Nach einer ausführlichen Stel-
lungnahme durch den Vorsitzen-
den lehnte der Gemeinderat den
Vorschlag mit 9 Nein-Stimmen bei
1 Enthaltung ab.
2.2 Vorschlag Ausgaben für das

Büro des Ortsbürgermeisters
zu streichen

Nach einer ausführlichen Stellung-
nahme durch den Vorsitzenden
lehnte der Gemeinderat den Vor-
schlag einstimmig ab.
2.3 Vorschlag Haushaltsansatz

für eine Ladestation E-Bike zu
streichen

Der Gemeinderat lehnte den Vor-
schlag mit 9 Nein-Stimmen und
1 Ja-Stimme ab.
2.4 Vorschlag Deckelung der

Ansätze für Aushilfen und Bei-
geordnete

Nach einer ausführlichen Stellung-
nahme durch den Vorsitzenden
lehnte der Gemeinderat den Vor-
schlag einstimmig bei 1 Enthal-
tung ab.
2.5 Vorschlag Streichung der

Haushaltsansätze für das ge-
plante Neubaugebiet

Nach einer ausführlichen Stellung-
nahme durch den Vorsitzenden
lehnte der Gemeinderat den Vor-
schlag mit 9 Nein-Stimmen und
1 Ja-Stimme ab.
2.6 Vorschlag Streichung des

Haushaltsansatzes für den
Verkauf des Baugeländes
„Hauptstraße 42“

Nach einer Stellungnahme durch
den Vorsitzenden lehnte der Ge-
meinderat den Vorschlag einstim-
mig bei 1 Enthaltung ab.

2.7 Vorschlag Streichung der
Haushaltsansätze für die Ein-
nahmen der Ramburghalle

Nach einer Stellungnahme durch
den Vorsitzenden lehnte der Ge-
meinderat den Vorschlag mit
9 Nein-Stimmen und 1 Ja-Stimme
ab.
2.8 Vorschlag Reduzierung Ansatz

Rechtsstreitigkeiten
Nach ausführlicher Stellungnahme
durch den Vorsitzenden lehnte der
Gemeinderat den Vorschlag ein-
stimmig bei 1 Enthaltung ab.
2.9 Vorschlag Reduzierung Ansatz

Repräsentations- und Verfü-
gungsmittel

Nach Stellungnahme durch den
Vorsitzenden lehnte der Gemein-
derat den Vorschlag einstimmig
ab.
3 Beratung und Beschlussfassung
der Haushaltssatzung mit Haus-
haltsplan und Stellenplan für
das Haushaltsjahr 2020

Der Gemeinderat beschloss die
Haushaltssatzung mit Haushalts-
plan und Stellenplan für das Haus-
haltjahr 2020 mit 9 Ja-Stimmen
und 1 Nein-Stimme.
4 Friedhofsangelegenheiten
4.1 Beratung und Beschlussfas-

sung über den Friedhofsplan
Der Gemeinderat beschloss ein-
stimmig bei 1 Enthaltung den
Friedhofsplan.
4.2 Beratung und Beschlussfas-

sung über die Friedhofssat-
zung

Der Gemeinderat beschloss ein-
stimmig, die Friedhofssatzung.
4.3 Beratung und Beschlussfas-

sung über die Friehofsgebüh-
rensatzung

Der Gemeinderat beschloss mit
9 Ja-Stimmen und 1 Nein-Stimme,
die Friedhofsgebührensatzung.
5 Bauangelegenheiten
5.1 Beratung und Beschluss-

fassung über den Bauantrag
Plan-Nr. 1160/3

Der Gemeinderat beschloss ein-
stimmig, das gemeindliche Ein-
vernehmen für den Bauantrag zu
erteilen.
5.2 Weitere Bauangelegenheiten
Der Gemeinderat erteilt dem
Bauvorhaben einstimmig das ge-
meindliche Einvernehmen.
Der Gemeinderat stimmte einstim-
mig zu, dass die vordere Baugren-
ze des Bebauungsplanes über-
schritten wird.
6 Aufhebung des Bebauungspla-
nes „West-Hermersbach“ mit all
seinen Änderungen

1. Beratung und Beschlussfas-
sung über die eingegangenen
Stellungnahmen sowie Äuße-
rungen anl. der vorgezogenen
Öffentlichkeitsbeteiligung und
der Beteiligung der Behörden
und sonstigeTräger öffentlicher
Belange

2. Beschluss über die Offenlage
der Satzung über die Aufhe-
bung des Bebauungsplanes
gem. § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch
(BauGB

Der Gemeinderat nimmt die Stel-
lungnahme des Landesbetrieb
Mobilität, Speyer zur Kenntnis und
beschloss den v. g. Bebauungs-
planentwurf für einen Monat in
der Verbandsgemeindeverwaltung
gem. § 3 Abs. 2 BauGB offenzule-
gen.
Die Beschlussfassung erfolgte mit
5 Ja-Stimmen und 1 Enthaltung.
7 Auftragsvergaben
7.1 Beratung und Beschluss-

fassung über die Erneuerung
einer Hangbefestigung

Der Gemeinderat beschloss ein-
stimmig den Auftrag für die Erd-
und Straßenbauarbeiten an die Fa.
Ludwig Schlink, Waldhambach zu
einem Preis von 17.053,89 € inkl.
MwSt. zu vergeben.
7.2 Weitere Auftragsvergaben
Der Gemeinderat beschloss ein-
stimmig, den Ortsbürgermeister
zu ermächtigen, im Rahmen der
im Haushalt eingestellten Mittel,
für die Ramburghalle Aufträge zu
erteilen.
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4. Änderungsbeschluss
I. Anordnung
1. Anordnung geringfügiger
Änderungen des Flurbereini-
gungsgebietes (§ 8 Abs. 1 Flur-
bereinigungsgesetz (FlurbG) in
der Fassung der Bekanntma-
chung vom 16.03.1976 (BGBl.
I Seite 546), zuletzt geändert
durch Artikel 17 des Gesetzes
vom 19.12.2008 (BGBl. I Seite
2794))

Hiermit wird das durch Beschluss
vom 15.12.2011 festgestellte,
mit Beschluss vom 20.01.2014,
11.08.2015 und Beschluss vom
27.06.2016 geänderte Gebiet
des Flurbereinigungsverfahrens
Annweiler-Sarnstall, Landkreis
Südliche Weinstraße, wie folgt ge-
ändert:

Zum Flurbereinigungsgebiet wer-
den folgende Flurstücke zugezo-
gen:

Gemarkung
Annweiler
Flurstücke Nummern
3860/4, 3863/4, 4018, 4019,
4019/2 und 4041

Gemarkung
Gräfenhausen
Flurstücke Nummern
4249, 4256 und 4257

2. Feststellung des Flurbereini-
gungsgebietes

Das Flurbereinigungsgebiet wird
nach Maßgabe der Änderungen
unter Nr. 1 festgestellt.
3. Teilnehmergemeinschaft
Die Eigentümer der zum Flurberei-
nigungsgebiet zugezogenen Flur-
stücke sowie die den Eigentümern
gleichstehenden Erbbauberechtig-
ten (Teilnehmer) sind Mitglieder
der mit dem Flurbereinigungsbe-
schluss vom 15.12.2011 entstan-
denen
“Teilnehmergemeinschaft der Ver-
einfachten Flurbereinigung Ann-
weiler-Sarnstall”
4. Zeitweilige Einschränkungen
der Grundstücksnutzung

Ungeachtet anderer gesetzlicher
Bestimmungen gelten von der Be-
kanntgabe des Flurbereinigungs-
beschlusses bis zur Unanfechtbar-
keit des Flurbereinigungsplanes
die folgenden Einschränkungen:
4.1 In der Nutzungsart der Flurstü-

cke dürfen ohne Zustimmung
der Flurbereinigungsbehörde
nur Änderungen vorgenommen
werden, wenn sie zum ord-
nungsgemäßen Wirtschafts-
betrieb gehören. Der Umbruch
von Dauergrünland und Grün-
landflächen sowie die Neuein-
saat von Dauergrünland unter-
liegen der Veränderungssperre
nach § 34 FlurbG. Der Umbruch
von Grünlandflächen bedarf
der schriftlichen Zustimmung
der Flurbereinigungsbehörde
und setzt die Genehmigung
der zuständigen Kreisverwal-
tung voraus. Auch die Rodung
von Rebland und Neuanpflan-
zung von Rebstöcken bedürfen
der Zustimmung der Flurberei-
nigungsbehörde.

4.2 Bauwerke, Brunnen, Gräben,
Einfriedungen, Hangterrassen
und ähnliche Anlagen dürfen
nur mit Zustimmung der Flur-
bereinigungsbehörde errich-
tet, hergestellt, wesentlich ver-
ändert oder beseitigt werden.

4.3 Baumgruppen, einzelne Bäu-
me, Feld- und Ufergehölze, He-
cken, Obstbäume, Rebstöcke
und Beerensträucher dürfen
nur in Ausnahmefällen, soweit
landeskulturelle Belange, ins-
besondere des Naturschutzes
und der Landschaftspflege,
nicht beeinträchtigt werden,
mit Zustimmung der Flurbe-
reinigungsbehörde beseitigt
werden.

4.4 Holzeinschläge, die den Rah-
men einer ordnungsgemäßen
Bewirtschaftung übersteigen,
bedürfen der Zustimmung der
Flurbereinigungsbehörde. Die
Zustimmung darf nur im Ein-
vernehmen mit der Forstauf-
sichtsbehörde erteilt werden.

II. Anordnung der sofortigen Voll-
ziehung

Die sofortige Vollziehung dieses
Verwaltungsaktes (Nr. I, 1 bis 4)
nach § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 der
Verwaltungsgerichtsordnung
(VwGO) in der Fassung vom
19.03.1991 (BGBl. I S. 686), zu-
letzt geändert durch Artikel 56 des
Gesetzes vom 12.12.2019 I 2652
(Nr. 50), wird angeordnet mit der
Folge, dass Rechtsbehelfe gegen
ihn keine aufschiebende Wirkung
haben.
III. Hinweise:
1. Ordnungswidrigkeiten

Sind entgegen den Vorschriften
zu Nrn. I 4.1 und I 4.2 Änderungen
vorgenommen oder Anlagen her-
gestellt oder beseitigt worden, so
können sie in Flurbereinigungsver-
fahren unberücksichtigt bleiben.
Die Flurbereinigungsbehörde kann
den früheren Zustand nach § 137
FlurbG wieder herstellen lassen,
wenn dies der Vereinfachten Flur-
bereinigung dienlich ist. Sind Ein-
griffe entgegen den Vorschriften zu
Nr. I 4.3 vorgenommen worden, so
muss die Flurbereinigungsbehörde
Ersatzpflanzungen anordnen. Sind
Holzeinschläge entgegen der Vor-
schrift zu Nr. I 4.4 vorgenommen
worden, so kann die Flurbereini-
gungsbehörde anordnen, dass
derjenige, der das Holz gefällt
hat, die abgeholzte und verlich-
tete Fläche nach den Weisungen
der Forstaufsichtsbehörde wieder
ordnungsgemäß in Bestand zu
bringen hat. Zuwiderhandlungen
gegen die Vorschriften zu Nrn. I 4.2
bis I 4.4 sind Ordnungswidrigkei-
ten, die mit Geldbußen geahndet
werden können.
2. Betretungsrecht
Die Beauftragten der Flurbereini-
gungsbehörde sind berechtigt, zur
Vorbereitung und zur Durchfüh-
rung der Flurbereinigung Grundstü-
cke zu betreten und die nach ihrem
Ermessen erforderlichen Arbeiten
auf ihnen vorzunehmen.
3. Anmeldung unbekannter Rechte
Innerhalb von drei Monaten ab der
Bekanntgabe dieses Beschlusses
sind Rechte, die aus dem Grund-
buch nicht ersichtlich sind, aber
zur Beteiligung am Flurbereini-
gungsverfahren berechtigen, bei
der Flurbereinigungsbehörde, dem
Dienstleistungszentrum Ländlicher
Raum (DLR) Rheinpfalz, Abteilung
Landentwicklung, Ländliche Bo-
denordnung, Konrad-Adenauer-
Straße 35, 67433 Neustadt anzu-
melden. Werden Rechte erst nach
Ablauf dieser Frist angemeldet, so
kann die Flurbereinigungsbehör-
de die bisherigen Verhandlungen
und Festsetzungen gelten lassen.
Der Inhaber eines vorgenannten
Rechts muss die Wirkung eines vor
der Anmeldung eingetretenen Fris-
tablaufs ebenso gegen sich gelten
lassen, wie der Beteiligte, demge-
genüber diese Frist durch Bekannt-
gabe des Verwaltungsaktes zuerst
in Lauf gesetzt worden ist.
Begründung
1. Sachverhalt:
Das bisherige Flurbereinigungs-
gebiet mit rund 388,6600 ha Ver-
fahrensfläche erfährt durch die
Änderungen eine geringfügige
Vergrößerung von etwa 0,8000 ha.
Das Interesse der Beteiligten ist
gegeben. Die formellen Vorausset-
zungen für die geringfügige Ände-
rung eines Flurbereinigungsgebie-
tes sind erfüllt.
2. Gründe
2.1 Formelle Gründe
Dieser Änderungsbeschluss wird
vom DLR Rheinpfalz als zuständige
Flurbereinigungsbehörde erlas-
sen. Rechtsgrundlage für den Be-
schluss ist § 8 Abs. 1 FlurbG. Die
formellen Voraussetzungen für die
geringfügige Änderung eines Ver-
einfachten Flurbereinigungsver-
fahrens sind mit der Anhörung des
Vorstands der Teilnehmergemein-
schaft erfüllt.
2.2 Materielle Gründe
Die weitere Bearbeitung des Flur-
bereinigungsverfahrens hat erge-
ben, dass es aus verfahrenstech-
nischen Gründen geboten ist, die
in diesem Beschluss unter Nr I.1.
aufgeführten Flurstücke zuzuzie-
hen, damit der Zweckder Flurberei-
nigung insbesondere im Hinblick
auf eine bessere Erschließung,
Abfindungsgestaltung und stärke-
re Arrondierung der Besitzstücke
möglichst vollkommen erreicht
werden kann. Insgesamt handelt
es sich um geringfügige Änderun-
gen des Flurbereinigungsgebie-
tes. Die Voraussetzungen des § 8
Abs. 1 FlurbG sind damit erfüllt.
Die sofortige Vollziehung dieses
Beschlusses liegt im überwiegen-
den Interesse der Beteiligten. Es
liegt insbesondere in ihrem Inter-
esse, dass die Weiterführung des
Vereinfachten Flurbereinigungs-
verfahrens nicht verzögert wird,
damit die angestrebten betriebs-
wirtschaftlichen Vorteile möglichst
bald eintreten. Dem gegenüber
könnte durch die aufschiebende
Wirkung möglicher Rechtsbehelfe
eine erhebliche Verfahrensverzö-
gerung eintreten, mit der Folge,
dass die neuen Flurstücke erst ein
oder zwei Jahre später als vorge-
sehen bewirtschaftet werden kön-
nen. Die sofortige Vollziehung liegt
auch im öffentlichen Interesse. Die
Maßnahmen zur Verbesserung der
Agrarstruktur und die damit inves-
tierten öffentlichen Mittel tragen
ganz erheblich zur Erhaltung der
Landwirtschaft und der Kulturland-
schaft und damit zur Erhaltung
eines bedeutenden Wirtschafts-
faktors in der Landwirtschaft bei.
Im Hinblick auf den raschen Struk-
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turwandel in der Landwirtschaft
ist es erforderlich, dass die mit der
Vereinfachten Flurbereinigung an-
gestrebten Ziele möglichst schnell
verwirklicht werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Anordnung kann in-
nerhalb eines Monats, nach der
Bekanntgabe Widerspruch erho-
ben werden. Der Widerspruch ist
schriftlich oder zur Niederschrift
beim Dienstleistungszentrum
Ländlicher Raum (DLR) Rheinpfalz,
Abteilung Landentwicklung, Länd-
liche Bodenordnung, Konrad-Ade-
nauer-Straße 35, 67433 Neustadt
oder wahlweise bei der Aufsichts-
und Dienstleistungsdirektion
(ADD) - Obere Flurbereinigungsbe-
hörde -Willy-Brandt-Platz 3, 54290
Trier einzulegen. Bei schriftlicher
Einlegung des Widerspruches ist
die Widerspruchsfrist nur gewahrt,
wenn der Widerspruch noch vor
dem Ablauf der Frist bei einer der
o.g. Behörden eingegangen ist.
Die Schriftform kann durch die
elektronische Form ersetzt werden.
In diesem Fall ist das elektronische
Dokument mit einer qualifizierten
elektronischen Signatur nach der
Verordnung (EU) Nr. 910/2014
des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 23. Juli 2014
über elektronische Identifizierung
und Vertrauensdienste für elek-
tronische Transaktionen im Bin-
nenmarkt und zur Aufhebung der
Richtlinie 1999/93/EG (ABl. L 257
vom 28.8.2014, S. 73) in der je-
weils geltenden Fassung zu verse-
hen. Bei der Erhebung des Wider-
spruchs durch elektronische Form
bei dem DLR sind besondere tech-
nische Rahmenbedingungen zu
beachten, die im Internet auf der
Seite www.dlr.rlp.de unter Service/
Elektronische Kommunikation aus-
geführt sind. Bei der Erhebung des
Widerspruchs durch elektronische
Form bei der ADD sind besondere
technische Rahmenbedingungen
zu beachten, die im Internet auf
der Seite www.add.rlp.de unter
Service/ Elektronische Kommuni-
kation ausgeführt sind.
Hinweis: Informationspflicht zur
Datenschutz-Grundverordnung
Die Verarbeitung der personen-
bezogenen Daten ist nach Art. 6
Abs. 1Satz 1 lit. e undAbs. 3Satz 1
lit. b Datenschutz-Grundverord-
nung (DS-GVO) i.V.m § 3 Landes-
datenschutzgesetz (LDSG) zur
Wahrnehmung der Aufgaben des
Dienstleistungszentrums Länd-
licher Raum (DLR), die im öffent-
lichen Interesse liegen oder in
Ausübung öffentlicher Gewalt er-
folgen, erforderlich. Hinsichtlich
der Informationspflichten nach
Art. 13 und 14 DS-GVO sowie der
Betroffenenrechte nach Art. 15 ff.
DS-GVO weisen wir auf die Da-
tenschutzerklärung auf unserer
Homepage www.dlr.rlp.de unter
Datenschutz hin.
Im Auftrag
gez. Knut Bauer
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Vereinfachtes Flurbereinigungs-
verfahren Annweiler-Sarnstall
4. Änderungsbeschluss
I. Anordnung
1. Anordnung geringfügiger
Änderungen des Flurbereini-
gungsgebietes (§ 8 Abs. 1 Flur-
bereinigungsgesetz (FlurbG) in
der Fassung der Bekanntma-
chung vom 16.03.1976 (BGBl.
I Seite 546), zuletzt geändert
durch Artikel 17 des Gesetzes
vom 19.12.2008 (BGBl. I Seite
2794))

Hiermit wird das durch Beschluss
vom 15.12.2011 festgestellte,
mit Beschluss vom 20.01.2014,
11.08.2015 und Beschluss vom
27.06.2016 geänderte Gebiet
des Flurbereinigungsverfahrens
Annweiler-Sarnstall, Landkreis
Südliche Weinstraße, wie folgt ge-
ändert:

Zum Flurbereinigungsgebiet wer-
den folgende Flurstücke zugezo-
gen:

Gemarkung
Annweiler
Flurstücke Nummern
3860/4, 3863/4, 4018, 4019,
4019/2 und 4041

Gemarkung
Gräfenhausen
Flurstücke Nummern
4249, 4256 und 4257

2. Feststellung des Flurbereini-
gungsgebietes

Das Flurbereinigungsgebiet wird
nach Maßgabe der Änderungen
unter Nr. 1 festgestellt.
3. Teilnehmergemeinschaft
Die Eigentümer der zum Flurberei-
nigungsgebiet zugezogenen Flur-
stücke sowie die den Eigentümern
gleichstehenden Erbbauberechtig-
ten (Teilnehmer) sind Mitglieder
der mit dem Flurbereinigungsbe-
schluss vom 15.12.2011 entstan-
denen
“Teilnehmergemeinschaft der Ver-
einfachten Flurbereinigung Ann-
weiler-Sarnstall”
4. Zeitweilige Einschränkungen
der Grundstücksnutzung

Ungeachtet anderer gesetzlicher
Bestimmungen gelten von der Be-
kanntgabe des Flurbereinigungs-
beschlusses bis zur Unanfechtbar-
keit des Flurbereinigungsplanes
die folgenden Einschränkungen:
4.1 In der Nutzungsart der Flurstü-

cke dürfen ohne Zustimmung
der Flurbereinigungsbehörde
nur Änderungen vorgenommen
werden, wenn sie zum ord-
nungsgemäßen Wirtschafts-
betrieb gehören. Der Umbruch
von Dauergrünland und Grün-
landflächen sowie die Neuein-
saat von Dauergrünland unter-
liegen der Veränderungssperre
nach § 34 FlurbG. Der Umbruch
von Grünlandflächen bedarf
der schriftlichen Zustimmung
der Flurbereinigungsbehörde
und setzt die Genehmigung
der zuständigen Kreisverwal-
tung voraus. Auch die Rodung
von Rebland und Neuanpflan-
zung von Rebstöcken bedürfen
der Zustimmung der Flurberei-
nigungsbehörde.

4.2 Bauwerke, Brunnen, Gräben,
Einfriedungen, Hangterrassen
und ähnliche Anlagen dürfen
nur mit Zustimmung der Flur-
bereinigungsbehörde errich-
tet, hergestellt, wesentlich ver-
ändert oder beseitigt werden.

4.3 Baumgruppen, einzelne Bäu-
me, Feld- und Ufergehölze, He-
cken, Obstbäume, Rebstöcke
und Beerensträucher dürfen
nur in Ausnahmefällen, soweit
landeskulturelle Belange, ins-
besondere des Naturschutzes
und der Landschaftspflege,
nicht beeinträchtigt werden,
mit Zustimmung der Flurbe-
reinigungsbehörde beseitigt
werden.

4.4 Holzeinschläge, die den Rah-
men einer ordnungsgemäßen
Bewirtschaftung übersteigen,
bedürfen der Zustimmung der
Flurbereinigungsbehörde. Die
Zustimmung darf nur im Ein-
vernehmen mit der Forstauf-
sichtsbehörde erteilt werden.

II. Anordnung der sofortigen Voll-
ziehung

Die sofortige Vollziehung dieses
Verwaltungsaktes (Nr. I, 1 bis 4)
nach § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 der
Verwaltungsgerichtsordnung
(VwGO) in der Fassung vom
19.03.1991 (BGBl. I S. 686), zu-
letzt geändert durch Artikel 56 des
Gesetzes vom 12.12.2019 I 2652
(Nr. 50), wird angeordnet mit der
Folge, dass Rechtsbehelfe gegen
ihn keine aufschiebende Wirkung
haben.
III. Hinweise:
1. Ordnungswidrigkeiten
Sind entgegen den Vorschriften
zu Nrn. I 4.1 und I 4.2 Änderungen
vorgenommen oder Anlagen her-
gestellt oder beseitigt worden, so
können sie in Flurbereinigungsver-
fahren unberücksichtigt bleiben.
Die Flurbereinigungsbehörde kann
den früheren Zustand nach § 137
FlurbG wieder herstellen lassen,
wenn dies der Vereinfachten Flur-
bereinigung dienlich ist. Sind Ein-
griffe entgegen den Vorschriften zu
Nr. I 4.3 vorgenommen worden, so
muss die Flurbereinigungsbehörde
Ersatzpflanzungen anordnen. Sind
Holzeinschläge entgegen der Vor-
schrift zu Nr. I 4.4 vorgenommen
worden, so kann die Flurbereini-
gungsbehörde anordnen, dass
derjenige, der das Holz gefällt
hat, die abgeholzte und verlich-
tete Fläche nach den Weisungen
der Forstaufsichtsbehörde wieder
ordnungsgemäß in Bestand zu
bringen hat. Zuwiderhandlungen
gegen die Vorschriften zu Nrn. I 4.2
bis I 4.4 sind Ordnungswidrigkei-
ten, die mit Geldbußen geahndet
werden können.
2. Betretungsrecht
Die Beauftragten der Flurbereini-

gungsbehörde sind berechtigt, zur
Vorbereitung und zur Durchfüh-
rung der Flurbereinigung Grundstü-
cke zu betreten und die nach ihrem
Ermessen erforderlichen Arbeiten
auf ihnen vorzunehmen.
3. Anmeldung unbekannter Rechte
Innerhalb von drei Monaten ab der
Bekanntgabe dieses Beschlusses
sind Rechte, die aus dem Grund-
buch nicht ersichtlich sind, aber
zur Beteiligung am Flurbereini-
gungsverfahren berechtigen, bei
der Flurbereinigungsbehörde, dem
Dienstleistungszentrum Ländlicher
Raum (DLR) Rheinpfalz, Abteilung
Landentwicklung, Ländliche Bo-
denordnung, Konrad-Adenauer-
Straße 35, 67433 Neustadt anzu-
melden. Werden Rechte erst nach
Ablauf dieser Frist angemeldet, so
kann die Flurbereinigungsbehör-
de die bisherigen Verhandlungen
und Festsetzungen gelten lassen.
Der Inhaber eines vorgenannten
Rechts muss die Wirkung eines vor
der Anmeldung eingetretenen Fris-
tablaufs ebenso gegen sich gelten
lassen, wie der Beteiligte, demge-
genüber diese Frist durch Bekannt-
gabe des Verwaltungsaktes zuerst
in Lauf gesetzt worden ist.
Begründung
1. Sachverhalt:
Das bisherige Flurbereinigungs-
gebiet mit rund 388,6600 ha Ver-
fahrensfläche erfährt durch die
Änderungen eine geringfügige
Vergrößerung von etwa 0,8000 ha.
Das Interesse der Beteiligten ist
gegeben. Die formellen Vorausset-
zungen für die geringfügige Ände-
rung eines Flurbereinigungsgebie-
tes sind erfüllt.
2. Gründe
2.1 Formelle Gründe
Dieser Änderungsbeschluss wird
vom DLR Rheinpfalz als zuständige
Flurbereinigungsbehörde erlas-
sen. Rechtsgrundlage für den Be-
schluss ist § 8 Abs. 1 FlurbG. Die
formellen Voraussetzungen für die
geringfügige Änderung eines Ver-
einfachten Flurbereinigungsver-
fahrens sind mit der Anhörung des
Vorstands der Teilnehmergemein-
schaft erfüllt.
2.2 Materielle Gründe
Die weitere Bearbeitung des Flur-
bereinigungsverfahrens hat erge-
ben, dass es aus verfahrenstech-
nischen Gründen geboten ist, die
in diesem Beschluss unter Nr I.1.
aufgeführten Flurstücke zuzuzie-
hen, damit der Zweckder Flurberei-
nigung insbesondere im Hinblick
auf eine bessere Erschließung,
Abfindungsgestaltung und stärke-
re Arrondierung der Besitzstücke
möglichst vollkommen erreicht
werden kann. Insgesamt handelt
es sich um geringfügige Änderun-
gen des Flurbereinigungsgebie-
tes. Die Voraussetzungen des § 8
Abs. 1 FlurbG sind damit erfüllt.
Die sofortige Vollziehung dieses
Beschlusses liegt im überwiegen-
den Interesse der Beteiligten. Es
liegt insbesondere in ihrem Inter-
esse, dass die Weiterführung des
Vereinfachten Flurbereinigungs-
verfahrens nicht verzögert wird,
damit die angestrebten betriebs-
wirtschaftlichen Vorteile möglichst
bald eintreten. Dem gegenüber
könnte durch die aufschiebende
Wirkung möglicher Rechtsbehelfe
eine erhebliche Verfahrensverzö-
gerung eintreten, mit der Folge,
dass die neuen Flurstücke erst ein
oder zwei Jahre später als vorge-
sehen bewirtschaftet werden kön-
nen. Die sofortige Vollziehung liegt
auch im öffentlichen Interesse. Die
Maßnahmen zur Verbesserung der
Agrarstruktur und die damit inves-
tierten öffentlichen Mittel tragen
ganz erheblich zur Erhaltung der
Landwirtschaft und der Kulturland-
schaft und damit zur Erhaltung
eines bedeutenden Wirtschafts-
faktors in der Landwirtschaft bei.
Im Hinblick auf den raschen Struk-
turwandel in der Landwirtschaft ist
es erforderlich, dass die mit der
Vereinfachten Flurbereinigung an-
gestrebten Ziele möglichst schnell
verwirklicht werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Anordnung kann in-
nerhalb eines Monats, nach der
Bekanntgabe Widerspruch erho-
ben werden. Der Widerspruch ist
schriftlich oder zur Niederschrift
beim Dienstleistungszentrum
Ländlicher Raum (DLR) Rheinpfalz,
Abteilung Landentwicklung, Länd-
liche Bodenordnung, Konrad-Ade-
nauer-Straße 35, 67433 Neustadt
oder wahlweise bei der Aufsichts-
und Dienstleistungsdirektion
(ADD) - Obere Flurbereinigungsbe-
hörde -Willy-Brandt-Platz 3, 54290
Trier einzulegen. Bei schriftlicher
Einlegung des Widerspruches ist
die Widerspruchsfrist nur gewahrt,
wenn der Widerspruch noch vor
dem Ablauf der Frist bei einer der
o.g. Behörden eingegangen ist.
Die Schriftform kann durch die
elektronische Form ersetzt werden.
In diesem Fall ist das elektronische
Dokument mit einer qualifizierten
elektronischen Signatur nach der

Verordnung (EU) Nr. 910/2014
des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 23. Juli 2014
über elektronische Identifizierung
und Vertrauensdienste für elek-
tronische Transaktionen im Bin-
nenmarkt und zur Aufhebung der
Richtlinie 1999/93/EG (ABl. L 257
vom 28.8.2014, S. 73) in der je-
weils geltenden Fassung zu verse-
hen. Bei der Erhebung des Wider-
spruchs durch elektronische Form
bei dem DLR sind besondere tech-
nische Rahmenbedingungen zu
beachten, die im Internet auf der
Seite www.dlr.rlp.de unter Service/
Elektronische Kommunikation aus-
geführt sind. Bei der Erhebung des
Widerspruchs durch elektronische
Form bei der ADD sind besondere
technische Rahmenbedingungen
zu beachten, die im Internet auf
der Seite www.add.rlp.de unter
Service/ Elektronische Kommuni-
kation ausgeführt sind.
Hinweis: Informationspflicht zur
Datenschutz-Grundverordnung
Die Verarbeitung der personen-
bezogenen Daten ist nach Art. 6
Abs. 1Satz 1 lit. e undAbs. 3Satz 1
lit. b Datenschutz-Grundverord-
nung (DS-GVO) i.V.m § 3 Landes-
datenschutzgesetz (LDSG) zur
Wahrnehmung der Aufgaben des
Dienstleistungszentrums Länd-
licher Raum (DLR), die im öffent-
lichen Interesse liegen oder in
Ausübung öffentlicher Gewalt er-
folgen, erforderlich. Hinsichtlich
der Informationspflichten nach
Art. 13 und 14 DS-GVO sowie der
Betroffenenrechte nach Art. 15 ff.
DS-GVO weisen wir auf die Da-
tenschutzerklärung auf unserer
Homepage www.dlr.rlp.de unter
Datenschutz hin.
Im Auftrag
gez. Knut Bauer

Bekanntmachung
Nr. 9/2020
der Ortsgemeinde Völkersweiler
in der Verbandsgemeinde
Annweiler am Trifels
Amtliche Bekanntmachung über
die Einberufung einer Ersatz-
person in den Gemeinderat der
Ortsgemeinde Völkersweiler
Vollzug des Kommunalwahlgeset-
zes – KWG – in der Fassung vom
31. Januar 1994 (GVBI. S. 137),
zuletzt geändert durch Gesetz vom
22. Dezember 2003 (GVBI. S. 387),
BS 2021-1.
- Einberufung einer Ersatzper-
son in den Gemeinderat der
Ortsgemeinde Völkersweiler Das
bisherige Ratsmitglied Richard
Scherthan, Hauptstraße 8, 76857
Völkersweiler hat mit Wirkung
vom 09.04.2020 sein Mandat im
Ortsgemeinderat Völkersweiler
niedergelegt. Nach § 45 KWG ist
eine Ersatzperson einzuberufen.
Als Ersatzperson einberufen wur-
de der Bewerber mit der höchsten
Stimmenzahl unter den noch nicht
berufenen Bewerbern.
Dies ist:
Herr Matthias Braun,
Kastanienbusch 26,
76857 Völkersweiler
Herr Matthias Braun hat das Rats-
mandat angenommen. Hiermit
erfolgt die öffentliche Bekanntma-
chung gemäß § 66 Abs. 3 Kommu-
nalwahlordnung (KWO).
76857 Völkersweiler,
26. Juni 2020
Gehard Hammer
Ortsbürgermeister

WALDROHRBACH

Dienstleistungs-
zentrum
Ländlicher Raum
DLR Rheinpfalz
Abteilung Landentwicklung,
Ländliche Bodenordnung
Vereinfachtes Flurbereinigungs-
verfahren Annweiler-Sarnstall
Aktenzeichen: 41121-HA2.3.
67433 Neustadt a.d.W.,
22.06.2020
Konrad-Adenauer-Str. 35
Telefon: 06321/671-0
Telefax: 06321/671-1250
Internet: www.dlr.rlp.de
Vereinfachtes Flurbereinigungs-
verfahren Annweiler-Sarnstall
4. Änderungsbeschluss
I. Anordnung
1. Anordnung geringfügiger
Änderungen des Flurbereini-
gungsgebietes (§ 8 Abs. 1 Flur-
bereinigungsgesetz (FlurbG) in
der Fassung der Bekanntma-
chung vom 16.03.1976 (BGBl.
I Seite 546), zuletzt geändert
durch Artikel 17 des Gesetzes
vom 19.12.2008 (BGBl. I Seite
2794))

Hiermit wird das durch Beschluss
vom 15.12.2011 festgestellte,
mit Beschluss vom 20.01.2014,
11.08.2015 und Beschluss vom
27.06.2016 geänderte Gebiet
des Flurbereinigungsverfahrens
Annweiler-Sarnstall, Landkreis
Südliche Weinstraße, wie folgt ge-
ändert:

Zum Flurbereinigungsgebiet wer-
den folgende Flurstücke zugezo-
gen:

Gemarkung
Annweiler
Flurstücke Nummern
3860/4, 3863/4, 4018, 4019,
4019/2 und 4041

Gemarkung
Gräfenhausen
Flurstücke Nummern
4249, 4256 und 4257

2. Feststellung des Flurbereini-
gungsgebietes

Das Flurbereinigungsgebiet wird
nach Maßgabe der Änderungen
unter Nr. 1 festgestellt.
3. Teilnehmergemeinschaft
Die Eigentümer der zum Flurberei-
nigungsgebiet zugezogenen Flur-
stücke sowie die den Eigentümern
gleichstehenden Erbbauberechtig-
ten (Teilnehmer) sind Mitglieder
der mit dem Flurbereinigungsbe-
schluss vom 15.12.2011 entstan-
denen
“Teilnehmergemeinschaft der Ver-
einfachten Flurbereinigung Ann-
weiler-Sarnstall”
4. Zeitweilige Einschränkungen
der Grundstücksnutzung

Ungeachtet anderer gesetzlicher
Bestimmungen gelten von der Be-
kanntgabe des Flurbereinigungs-
beschlusses bis zur Unanfechtbar-
keit des Flurbereinigungsplanes
die folgenden Einschränkungen:
4.1 In der Nutzungsart der Flurstü-

cke dürfen ohne Zustimmung
der Flurbereinigungsbehörde
nur Änderungen vorgenommen
werden, wenn sie zum ord-
nungsgemäßen Wirtschafts-
betrieb gehören. Der Umbruch
von Dauergrünland und Grün-
landflächen sowie die Neuein-
saat von Dauergrünland unter-
liegen der Veränderungssperre
nach § 34 FlurbG. Der Umbruch
von Grünlandflächen bedarf
der schriftlichen Zustimmung
der Flurbereinigungsbehörde
und setzt die Genehmigung
der zuständigen Kreisverwal-
tung voraus. Auch die Rodung
von Rebland und Neuanpflan-
zung von Rebstöcken bedürfen
der Zustimmung der Flurberei-
nigungsbehörde.

4.2 Bauwerke, Brunnen, Gräben,
Einfriedungen, Hangterrassen
und ähnliche Anlagen dürfen
nur mit Zustimmung der Flur-
bereinigungsbehörde errich-
tet, hergestellt, wesentlich ver-
ändert oder beseitigt werden.

4.3 Baumgruppen, einzelne Bäu-
me, Feld- und Ufergehölze, He-
cken, Obstbäume, Rebstöcke
und Beerensträucher dürfen
nur in Ausnahmefällen, soweit
landeskulturelle Belange, ins-
besondere des Naturschutzes
und der Landschaftspflege,
nicht beeinträchtigt werden,
mit Zustimmung der Flurbe-
reinigungsbehörde beseitigt
werden.

4.4 Holzeinschläge, die den Rah-
men einer ordnungsgemäßen
Bewirtschaftung übersteigen,
bedürfen der Zustimmung der
Flurbereinigungsbehörde. Die
Zustimmung darf nur im Ein-
vernehmen mit der Forstauf-
sichtsbehörde erteilt werden.

II. Anordnung der sofortigen Voll-
ziehung

Die sofortige Vollziehung dieses
Verwaltungsaktes (Nr. I, 1 bis 4)
nach § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 der
Verwaltungsgerichtsordnung
(VwGO) in der Fassung vom
19.03.1991 (BGBl. I S. 686), zu-
letzt geändert durch Artikel 56 des
Gesetzes vom 12.12.2019 I 2652
(Nr. 50), wird angeordnet mit der
Folge, dass Rechtsbehelfe gegen
ihn keine aufschiebende Wirkung
haben.
III. Hinweise:
1. Ordnungswidrigkeiten
Sind entgegen den Vorschriften
zu Nrn. I 4.1 und I 4.2 Änderungen
vorgenommen oder Anlagen her-
gestellt oder beseitigt worden, so
können sie in Flurbereinigungsver-
fahren unberücksichtigt bleiben.
Die Flurbereinigungsbehörde kann
den früheren Zustand nach § 137
FlurbG wieder herstellen lassen,
wenn dies der Vereinfachten Flur-
bereinigung dienlich ist. Sind Ein-
griffe entgegen den Vorschriften zu
Nr. I 4.3 vorgenommen worden, so
muss die Flurbereinigungsbehörde
Ersatzpflanzungen anordnen. Sind
Holzeinschläge entgegen der Vor-
schrift zu Nr. I 4.4 vorgenommen
worden, so kann die Flurbereini-

gungsbehörde anordnen, dass
derjenige, der das Holz gefällt
hat, die abgeholzte und verlich-
tete Fläche nach den Weisungen
der Forstaufsichtsbehörde wieder
ordnungsgemäß in Bestand zu
bringen hat. Zuwiderhandlungen
gegen die Vorschriften zu Nrn. I 4.2
bis I 4.4 sind Ordnungswidrigkei-
ten, die mit Geldbußen geahndet
werden können.
2. Betretungsrecht
Die Beauftragten der Flurbereini-
gungsbehörde sind berechtigt, zur
Vorbereitung und zur Durchfüh-
rung der Flurbereinigung Grundstü-
cke zu betreten und die nach ihrem
Ermessen erforderlichen Arbeiten
auf ihnen vorzunehmen.
3. Anmeldung unbekannter Rechte
Innerhalb von drei Monaten ab der
Bekanntgabe dieses Beschlusses
sind Rechte, die aus dem Grund-
buch nicht ersichtlich sind, aber
zur Beteiligung am Flurbereini-
gungsverfahren berechtigen, bei
der Flurbereinigungsbehörde, dem
Dienstleistungszentrum Ländlicher
Raum (DLR) Rheinpfalz, Abteilung
Landentwicklung, Ländliche Bo-
denordnung, Konrad-Adenauer-
Straße 35, 67433 Neustadt anzu-
melden. Werden Rechte erst nach
Ablauf dieser Frist angemeldet, so
kann die Flurbereinigungsbehör-
de die bisherigen Verhandlungen
und Festsetzungen gelten lassen.
Der Inhaber eines vorgenannten
Rechts muss die Wirkung eines vor
der Anmeldung eingetretenen Fris-
tablaufs ebenso gegen sich gelten
lassen, wie der Beteiligte, demge-
genüber diese Frist durch Bekannt-
gabe des Verwaltungsaktes zuerst
in Lauf gesetzt worden ist.
Begründung
1. Sachverhalt:
Das bisherige Flurbereinigungs-
gebiet mit rund 388,6600 ha Ver-
fahrensfläche erfährt durch die
Änderungen eine geringfügige
Vergrößerung von etwa 0,8000 ha.
Das Interesse der Beteiligten ist
gegeben. Die formellen Vorausset-
zungen für die geringfügige Ände-
rung eines Flurbereinigungsgebie-
tes sind erfüllt.
2. Gründe
2.1 Formelle Gründe
Dieser Änderungsbeschluss wird
vom DLR Rheinpfalz als zuständige
Flurbereinigungsbehörde erlas-
sen. Rechtsgrundlage für den Be-
schluss ist § 8 Abs. 1 FlurbG. Die
formellen Voraussetzungen für die
geringfügige Änderung eines Ver-
einfachten Flurbereinigungsver-
fahrens sind mit der Anhörung des
Vorstands der Teilnehmergemein-
schaft erfüllt.
2.2 Materielle Gründe
Die weitere Bearbeitung des Flur-
bereinigungsverfahrens hat erge-
ben, dass es aus verfahrenstech-
nischen Gründen geboten ist, die
in diesem Beschluss unter Nr I.1.
aufgeführten Flurstücke zuzuzie-
hen, damit der Zweckder Flurberei-
nigung insbesondere im Hinblick
auf eine bessere Erschließung,
Abfindungsgestaltung und stärke-
re Arrondierung der Besitzstücke
möglichst vollkommen erreicht
werden kann. Insgesamt handelt
es sich um geringfügige Änderun-
gen des Flurbereinigungsgebie-
tes. Die Voraussetzungen des § 8
Abs. 1 FlurbG sind damit erfüllt.
Die sofortige Vollziehung dieses
Beschlusses liegt im überwiegen-
den Interesse der Beteiligten. Es
liegt insbesondere in ihrem Inter-
esse, dass die Weiterführung des
Vereinfachten Flurbereinigungs-
verfahrens nicht verzögert wird,
damit die angestrebten betriebs-
wirtschaftlichen Vorteile möglichst
bald eintreten. Dem gegenüber
könnte durch die aufschiebende
Wirkung möglicher Rechtsbehelfe
eine erhebliche Verfahrensverzö-
gerung eintreten, mit der Folge,
dass die neuen Flurstücke erst ein
oder zwei Jahre später als vorge-
sehen bewirtschaftet werden kön-
nen. Die sofortige Vollziehung liegt
auch im öffentlichen Interesse. Die
Maßnahmen zur Verbesserung der
Agrarstruktur und die damit inves-
tierten öffentlichen Mittel tragen
ganz erheblich zur Erhaltung der
Landwirtschaft und der Kulturland-
schaft und damit zur Erhaltung
eines bedeutenden Wirtschafts-
faktors in der Landwirtschaft bei.
Im Hinblick auf den raschen Struk-
turwandel in der Landwirtschaft ist
es erforderlich, dass die mit der
Vereinfachten Flurbereinigung an-
gestrebten Ziele möglichst schnell
verwirklicht werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Anordnung kann in-
nerhalb eines Monats, nach der
Bekanntgabe Widerspruch erho-
ben werden. Der Widerspruch ist
schriftlich oder zur Niederschrift
beim Dienstleistungszentrum
Ländlicher Raum (DLR) Rheinpfalz,
Abteilung Landentwicklung, Länd-
liche Bodenordnung, Konrad-Ade-
nauer-Straße 35, 67433 Neustadt
oder wahlweise bei der Aufsichts-
und Dienstleistungsdirektion

(ADD) - Obere Flurbereinigungsbe-
hörde -Willy-Brandt-Platz 3, 54290
Trier einzulegen. Bei schriftlicher
Einlegung des Widerspruches ist
die Widerspruchsfrist nur gewahrt,
wenn der Widerspruch noch vor
dem Ablauf der Frist bei einer der
o.g. Behörden eingegangen ist.
Die Schriftform kann durch die
elektronische Form ersetzt werden.
In diesem Fall ist das elektronische
Dokument mit einer qualifizierten
elektronischen Signatur nach der
Verordnung (EU) Nr. 910/2014
des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 23. Juli 2014
über elektronische Identifizierung
und Vertrauensdienste für elek-
tronische Transaktionen im Bin-
nenmarkt und zur Aufhebung der
Richtlinie 1999/93/EG (ABl. L 257
vom 28.8.2014, S. 73) in der je-
weils geltenden Fassung zu verse-
hen. Bei der Erhebung des Wider-
spruchs durch elektronische Form
bei dem DLR sind besondere tech-
nische Rahmenbedingungen zu
beachten, die im Internet auf der
Seite www.dlr.rlp.de unter Service/
Elektronische Kommunikation aus-
geführt sind. Bei der Erhebung des
Widerspruchs durch elektronische
Form bei der ADD sind besondere
technische Rahmenbedingungen
zu beachten, die im Internet auf
der Seite www.add.rlp.de unter
Service/ Elektronische Kommuni-
kation ausgeführt sind.
Hinweis: Informationspflicht zur
Datenschutz-Grundverordnung
Die Verarbeitung der personen-
bezogenen Daten ist nach Art. 6
Abs. 1Satz 1 lit. e undAbs. 3Satz 1
lit. b Datenschutz-Grundverord-
nung (DS-GVO) i.V.m § 3 Landes-
datenschutzgesetz (LDSG) zur
Wahrnehmung der Aufgaben des
Dienstleistungszentrums Länd-
licher Raum (DLR), die im öffent-
lichen Interesse liegen oder in
Ausübung öffentlicher Gewalt er-
folgen, erforderlich. Hinsichtlich
der Informationspflichten nach
Art. 13 und 14 DS-GVO sowie der
Betroffenenrechte nach Art. 15 ff.
DS-GVO weisen wir auf die Da-
tenschutzerklärung auf unserer
Homepage www.dlr.rlp.de unter
Datenschutz hin.
Im Auftrag
gez. Knut Bauer

WERNERSBERG

Dienstleistungs-
zentrum
Ländlicher Raum
DLR Rheinpfalz
Abteilung Landentwicklung,
Ländliche Bodenordnung
Vereinfachtes Flurbereinigungs-
verfahren Annweiler-Sarnstall
Aktenzeichen: 41121-HA2.3.
67433 Neustadt a.d.W.,
22.06.2020
Konrad-Adenauer-Str. 35
Telefon: 06321/671-0
Telefax: 06321/671-1250
Internet: www.dlr.rlp.de
Vereinfachtes Flurbereinigungs-
verfahren Annweiler-Sarnstall
4. Änderungsbeschluss
I. Anordnung
1. Anordnung geringfügiger
Änderungen des Flurbereini-
gungsgebietes (§ 8 Abs. 1 Flur-
bereinigungsgesetz (FlurbG) in
der Fassung der Bekanntma-
chung vom 16.03.1976 (BGBl.
I Seite 546), zuletzt geändert
durch Artikel 17 des Gesetzes
vom 19.12.2008 (BGBl. I Seite
2794))

Hiermit wird das durch Beschluss
vom 15.12.2011 festgestellte,
mit Beschluss vom 20.01.2014,
11.08.2015 und Beschluss vom
27.06.2016 geänderte Gebiet
des Flurbereinigungsverfahrens
Annweiler-Sarnstall, Landkreis
Südliche Weinstraße, wie folgt ge-
ändert:

Zum Flurbereinigungsgebiet wer-
den folgende Flurstücke zugezo-
gen:

Gemarkung
Annweiler
Flurstücke Nummern
3860/4, 3863/4, 4018, 4019,
4019/2 und 4041

Gemarkung
Gräfenhausen
Flurstücke Nummern
4249, 4256 und 4257

2. Feststellung des Flurbereini-
gungsgebietes

Das Flurbereinigungsgebiet wird
nach Maßgabe der Änderungen
unter Nr. 1 festgestellt.
3. Teilnehmergemeinschaft
Die Eigentümer der zum Flurberei-
nigungsgebiet zugezogenen Flur-
stücke sowie die den Eigentümern
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